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EDITORIAL

von Armin Weber

„BERUFSVERBAND IN TRANSFORMATION“

Es hat sich etwas verändert. Der Berufsverband hat sich 
eine neue Struktur verpasst mit dem Ziel, eine neue 
Beteiligungskultur zu etablieren. Der obds sieht sich als 
Plattform für engagierte Mitglieder und möchte diesen 
nunmehr Möglichkeiten der Partizipation eröffnen. Zu 
diesem Thema wird der Bundesvorsitzende des obds, 
Alois Pölzl, ausführlich in dieser Ausgabe berichten.

Der neue Landessprecher für das Bundesland Tirol, Jorin 
Flick, und der stellvertretende Vorsitzende des obds, 
Marco Uhl, werden in der Rubrik obds aktuell von der 
regionalen Arbeit in Tirol berichten. Trotz neuer Struktur, 
werden wir diese – mittlerweile gewohnte – Rubrik im SIT 
natürlich auch zukünftig weiterführen.

Ein neues Element der Partizipation im obds sind die 
sogenannten Fachgruppen. Wir stellen in dieser Ausga-
be drei dieser Gruppen und ihre Arbeit vor, damit die 
Leser*innen in Tirol eine Vorstellung davon bekommen 
und vielleicht auch schon mit eigenen neuen Ideen an den 
Landessprecher herantreten. 

Maria Petersen vom SPAK erläutert in ihrem Beitrag die 
Änderungen im neuen Tiroler Mindestsicherungsgesetz 

und was das für unsere Klient*innen und letztlich auch für 
uns Sozialarbeiter*innen in der Praxis bedeutet.

Sehr dankbar ist die Redaktion auch für einen Bericht 
von Sophie Lindtner. Es geht um „Einblicke in die Pra-
xis für Student*innen der Sozialen Arbeit“. Das Thema 
Praktikum ist ein Dauerbrenner und zeigt wie viel von 
den Studierenden bereits während des Studiums geleistet 
werden muss. Gleichzeitig stellt sich die Frage, wie viel uns 
das Wert sein sollte?

Damit wir nicht nur über uns lesen und nachdenken, 
sondern uns auch mit fachlichen Dingen beschäftigen, 
stellt Eva Fleischer in ihrem Artikel die „Intersektiona-
lität“ vor und deren Umsetzungsmöglichkeiten in der 
Jugendarbeit.

Die Ausgabe Nr. 96 beinhaltet eine breite Themenpalette. 
Wir hoffen, dass für alle Leser*innen etwas dabei ist und 
bedanken uns sehr herzlich bei allen Autor*innen und 
Inserierenden.
 
Für die Redaktion
Armin Weber
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Arbeiterkammer Tirol 
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Imst, Rathausstraße 1, 6460 Imst

Kitzbühel, Rennfeld 13, 6370 Kitzbühel
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www.ak-tirol.com
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Wir dürfen euch hiermit über aktuelle Entwicklungen und 
Th emen in Tirol und Österreich informieren. Die Fusi-
onierungen der Landesvereine mit dem Gesamtverband 
schreiten voran; was in Tirol gestartet hat, wird bis Ende 
des Jahres hoff entlich in allen Bundesländern gelingen. 
Dieser Zusammenschluss wird in allen Bundesländern 
eine Entlastung der ehrenamtlichen Funktionäre bewirken 
und dadurch die Motivation fördern, sich für berufs- und 
sozialpolitische Th emen zu engagieren. Wir möchten in 
diesem Zusammenhang allen Beteiligten, die sich in der 
Vergangenheit engagiert haben danken und gleichzeitig 
möchten wir Menschen, die sich mit berufspolitischen 
und gesellschaft spolitischen Th emen in und um die So-
ziale Arbeit auseinandersetzen einladen, mit uns aktiv zu 
werden. 

Wir verstehen uns als Plattform des Austausches und der 
Vernetzung. Wir möchten gleichgesinnten Menschen, die 
Möglichkeit bieten in allen Handlungsfeldern und Th e-
menbereichen zusammen zu arbeiten und tolle Ideen und 
Konzepte einzubringen. Zugleich wollen wir die politische 
und gesellschaft lichen Entwicklung beobachten und wenn 
nötig, unsere Stimme kritisch erheben.

KOOPERATION GPA

Wir möchten euch erinnern, dass unsere Kooperation mit 
der Gewerkschaft  der Privatangestellten, Druck, Journa-
lismus, Papier Tirol (GPA-djp Tirol) auch weiterhin ein 
wichtiges Projekt ist. Wir hoff en, ihr nehmt die Möglich-
keit der Doppelmitgliedschaft  bei GPA-djp Tirol und dem 
obds wahr und informiert uns, wenn ihr die Vorteile nut-
zen wollt. Wir denken, dass auch in Zukunft  eine intensi-

vere Zusammenarbeit für alle Akteure von großem Vorteil 
sein wird, da es für Veränderungen starke Partner*innen 
und gemeinsame Ziele braucht. 

MINDESTSICHERUNG

Wir wollen an dieser Stelle auf die beschlossene Novel-
lierung des Mindestsicherungsgesetzes eingehen, welche 
seit Anfang Juli in Kraft  ist. Einerseits freuen wir uns über 
die vielen Stellungnahmen, die in vielen Punkten überein-
stimmten und ganz klar aufzeigten, dass das neue Gesetz 
eine Förderung von Armut in Tirol bedeutet. Dies wider-
spricht ganz klar dem Ziel einer solchen Unterstützung-
maßnahme. Wir freuen uns auch, dass der Sozialpolitische 
Arbeitskreis in dieser Ausgabe nochmal ausführlich auf 
die Veränderungen bzw. Verschlechterung eingeht. Wir 
müssen auch in Zukunft  im Sinne des menschenwürdigen 
Lebens in Tirol für alle Menschen gegen solche Maßnah-
men die Stimme erheben und solidarisch miteinander für 
unsere Überzeugungen kämpfen.

ARANEA MÄDCHENZENTRUM

Zu unserem Bedauern sieht es so aus, dass das Mädchen-
zentrum ARANEA für das Jahr 2018 keine Finanzierung 
mehr bekommen wird. Diese Einrichtung bietet Schutz- 
und Freiraum für Mädchen zwischen 10 und 18 Jahre an.  
Es handelt sich um das einzige niederschwellige Mäd-
chenzentrum in Tirol, welches zum Beispiel im Rahmen 
des „Girls Points“ wirkt. Das Handlungsspektrum von 
ARANEA reicht von der psychosozialen und sozialar-
beiterischen Beratung über die geschlechtssensible Ge-
waltprävention bis hin zu Berufsorientierungsworkshops. 

von Marco Uhl und Jorin Flick

obds 
Aktuell

obds

SCHULSOZIALARBEIT INTERSEKTIONALITÄT - WHAT? PRAKTIKA FÜR STUDIERENDE
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obds aktuell Leitartikel

von Alois Pölzl

BERUFSVERBAND IN TRANSFORMATION

Die fehlende Finanzierung in Höhe von € 20.000 durch 
die Stadt Innsbruck und das Land Tirol erscheint bei den 
in Ansätzen beschriebenen Leistungsspektrum dieser 
Einrichtung wie eine Verspottung der hauptamtlichen und 
ehrenamtlichen Arbeit der vergangenen Jahre. Informiert 
euch über diese Einrichtung und unterstützt das Protest-
schreiben an die Verantwortlichen in Stadt und Land – 
anzufordern über die E-Mail Adresse info@aranea.or.at. 
Diese Einrichtung muss erhalten bleiben! Wir hoff en, 
dass ein politisches Umdenken stattfi nden wird und ein 
weiteres Ausdünnen der Sozialen Einrichtungen in Tirol 
abgewendet werden kann. 

BESOLDUNG IN DER SOZIALEN ARBEIT

Im Dezember 2016 hat der obds ein Schreiben an den 
Landeshauptmann, den Landesamtsdirektor und die So-
ziallandesrätin verfasst, in dem die Besoldungseinstufung 
der Sozialarbeiter*innen in der Kinder- und Jugendhilfe 
als nicht ausreichend beschrieben wurde. Von Seiten der 
Politik kam dazu keine Stellungnahme, woraufh in wir im 
März 2017 einen ausführlichen Bericht in der Tiroler Ta-
geszeitung platzieren konnten. Das Echo auf diesen Arti-
kel von Seiten der Bevölkerung und unserer Berufsgruppe 
war überwältigend, doch das Land Tirol reagierte weiter-
hin nicht. Auch ein Folgeschreiben im Mai, direkt an den 
Landeshauptmann, mit der Auff orderung Gespräche zu 
diesem Th ema zu führen, blieb bis dato unbeantwortet. Es 
sieht so aus, als würde das Land Tirol die Angelegenheit 
„aussitzen“ wollen, was uns dazu nötigt, weitere und sehr 
medienwirksame Schritte unternehmen zu müssen. Wir 
werden über den Sommer weitere Aktionen planen und 
Euch am Laufenden halten. Unser Ziel ist, dass Sozialar-
beit im Allgemeinen und speziell die Arbeit bei der Kin-
der- und Jugendhilfe als eine akademische Disziplin mit 
einem sehr hohen Verantwortungsgrad anerkannt wird. 
Sollte uns dieser Schritt gelingen, dann wird das auch Aus-
wirkungen auf die Einstufung im SWÖ-Kollektivvertrag 
haben müssen! 

GENERALVERSAMMLUNG IN SALZBURG UND 
OBDS-FORUM 

Bei diesem Punkt verweisen wir auf den Artikel von unse-
rem Vorsitzenden Alois Pölzl und bedanken uns bei ihm 
für die ausführlichen Schilderungen zu den gelungenen 
Fortschritten.

SOZIALPÄDAGOGIK

Die Öff nung des obds für Sozialpädagog*innen war ein 
richtiger und wichtiger Schritt. Wir wollen auch auf die-
sem Wege unsere Geschwister ganz herzlich in den obds 
einladen, um zusammen die Kompetenz und Sichtweisen 
zu erweitern. Die Zusammenarbeit der beiden Profes-

sionen in der Praxis kann nun auch im Berufsverband 
gelebt und erlebt werden. Wir sind uns bewusst, dass es 
bestimmte Vorurteile und Ängste auf beiden Seiten gibt, 
jedoch wäre es schon eine große Überraschung, wenn 
gerade wir, die in der alltäglichen Arbeit mit der ganzen 
Verschiedenheiten der Menschen zu tun haben, es nicht 
schaff en würden, berufspolitisch und gesellschaft spolitisch 
zusammenzuarbeiten. Unserer Erfahrung nach verbinden 
uns gleiche ethische Werte und Vorstellung eines würdi-
gen Lebens. Wir sehen die verschiedenen Sichtweisen und 
Herangehensweisen in der Sozialarbeit und der Sozipäd-
agogik als spannende Chance und Möglichkeit über den 
eigenen Tellerrand hinaus zu schauen. 

PLATTFORM FÜR AKTUELLE UND 
ZUKÜNFTIGE MITGLIEDER

Der obds ist eine Plattform für den Austausch und die 
Kooperation im Sozialen Bereich. Wir freuen uns über 
jede Anfrage zur (zukünft igen) Zusammenarbeit und dass 
in der Vergangenheit zusammen mit der Resilienz - Ak-
tionsbewegung für Soziale Verantwortung, der Plattform 
„Die Termiten“, der GPA-djp, dem SPAK, Institut für 
Sozialpädagogik Stams, Tiroler Kulturinitiativen und dem 
Studiengang Soziale Arbeit am MCI usw. Vieles bespro-
chen, überlegt und umgesetzt worden ist. Wir werden 
die Vernetzung mit unseren Partner*innen intensivieren, 
denn unserer Meinung nach können wir nur gemeinsam 
eine starke und unbedingt notwendige Stimme erheben. 

Zum Abschluss möchte ich als Landessprecher mich für 
die langjährige Arbeit von Marco Uhl als Obmann noch-
mal auf diesem Wege bedanken. Es ist vielleicht nicht 
immer für jedes Mitglied sichtbar, aber Marco hat in den 
letzten Jahren viele ehrenamtliche Stunden und Engage-
ment in den Landesverein und den obds gesteckt. Ich 
freue mich, dass wir auch weiterhin gemeinsam für die 
Soziale Arbeit kämpfen werden. Ein weiter Dank gilt dem 
neuen Vorstandsmitglied Th eresa Luxner, welche häufi g 
hinter dem Vorhang eine großartige Arbeit für den obds 
geleistet hat. Nicht zu vergessen sind alle aktiven Mitglie-
der in Tirol, die sich in den Verein einbringen und alle 
Mitglieder, die mit ihrem Beitrag den Verein unterstützen. 
Ich möchte am Ende alle Menschen der Sozialen Arbeit in 
Tirol motivieren, ein Teil des obds zu werden, denn nur 
als starke Stimme mit vielen Mitgliedern können wir die 
Probleme und Herausforderrungen unserer Professionen 
und unserer Gesellschaft  beeinfl ussen!

Mag. (FH) Marco Uhl 
stellv. Vorsitzender obds
Jorin Flick 
Landessprecher Tirol
tirol@sozialarbeit.at

▶
▶
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DAS ERSTE OBDS-FORUM 

hat Ende Juni interessierte und engagierte Kolleg*innen 
aus ganz Österreich nach Salzburg gebracht, um einige 
der heißesten Th emen unserer Berufsgruppe zu bearbei-
ten: Berufsgesetz und Berufsregister, Armut und Men-
schenrechte, Menschen mit Behinderungen (unterstützte 
Entscheidungsfi ndung sowie Peerberatung), Primärver-
sorgung, LGBTI-queere Soziale Arbeit, Deprofessionali-
sierung bei den Ausschreibungen neuer Jobs. 
Das Besondere daran: Die Breite und Intensität der Aus-
einandersetzung bei diesem forum zeigt am Deutlichsten 
die neue Dynamik im obds. Nach einem intensiven Or-
ganisationsentwicklungsprozess kann die neue, schlanke 
Struktur mit Leben erfüllt werden. Die ersten bundeswei-
ten Fachgruppen haben sich erfolgreich gegründet und 
diesen Prozess vorangetrieben. Die gut 30 Teilnehmer*in-
nen bildeten bunt gemischte Arbeitsgruppen. In einigen 
Gruppen gab es ein Einführungsreferat, bei anderen 
stand der Austausch unter den Profi s im Vordergrund. 
Die Ergebnisse werden in den Fachgruppen und in der 
Geschäft sführung weiter bearbeitet. 

WAS HAT SICH IM HINTERGRUND GETAN? 

So eine Veranstaltung – das obds-forum – ist Ausdruck ei-
niger elementarer Veränderungen im Berufsverband. Und 
sie ist hoff entlich der Anfang einer neuen Beteiligungskul-
tur. Dazu mehr gegen Ende des Artikels – man/frau kann 
auch gleich dort hin springen - Mit Dabei Sein!

Hier im SIT wurde ja immer wieder auch über die Schrit-
te in der obds-Entwicklung berichtet. Seit vielen Jahren 
wird im obds diskutiert, ob nicht wesentliche Änderun-
gen anstehen. Es gab sehr engagierte Menschen, die den 
Wandel vorantreiben wollten, weil sie mit den Ergebnissen 
unzufrieden waren und die Strukturen als wesentliches 
Hindernis sahen. Sie gingen – sinnvollerweise – davon 
aus, dass die Strukturen dem Zweck dienen sollten und 
dass es wohl auch neue Personen in den Spitzenfunktio-
nen brauchen würde. Die interne Diskussion hatte sich 
schließlich ziemlich stark zugespitzt, die Intensität und die 
Dauer der Auseinandersetzung hat der Kerngruppe wohl 
auch wieder einiges an Elan genommen. Doch ihre Ideen 
blieben lebendig und bei den Generalversammlungen 
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Leitartikel

Alois Pölzl
Diplomsozialarbeiter (Linz/Salzburg 
1994), seit 2014 Bundesvorsitzender des 
obds 

Berufserfahrung als Bewährungshelfer, 
Geschäft sführer bei Freien Jugendwohl-
fahrtsträgern, Lehrender für Methodik 
und Ethik, Fachlicher Leiter bei B7 Arbeit 
und Leben (OÖ)
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Leitartikel

und Bundeskonferenzen 2014 bis 2016 entstand aus dieser 
Dynamik ein neues, frisches Konzept und auch eine breite 
personelle Erneuerung wurde umgesetzt. Dabei konnten 
auch wichtige bewährte Methoden und Strukturelemente 
in einen neuen Kontext gesetzt werden. Im neuen Vor-
stand fi nden sich nicht nur junge und neue sondern auch 
ein paar sehr erfahrene Kollgeg*innen. Sie geben Sicher-
heit und Rückhalt, während andere frische Ideen und Elan 
einbringen können. Insgesamt wäre meine Analyse auf ei-
nen kurzen Nenner gebracht: die Revolution blieb aus, die 
Evolution hat einen großen Erneuerungsschub gebracht!

VORSTAND FÜR ÖSTERREICH

Wesentlich verändert hat sich die Zusammensetzung 
und Arbeitsweise des Vorstands. Zum einen wurden die 
beschriebenen Funktionen auf ein Minimum reduziert: 
Vorsitz und Kassier*in, sowie je eine Stellvertretung. 
Weiters wurde die Vereinsstruktur verschlankt: durch die 
Integration von zentralen Aufgaben der bisherigen Bun-
deskonferenz (BUKO) in den Vorstand. Die Vielfalt der 
österreichischen Sozialen Arbeit spiegelt sich darin, dass 
die weiteren Vorstandssitze auf alle 9 Bundesländer verteilt 
sein müssen. Diese Vorstands-
mitglieder sind jeweils dem 
Gesamtverein verpfl ichtet. Sie 
sind weder „Delegierte“ noch 
„Sprecher“ eines einzelnen 
Bundeslandes. Aber durch 
ihre regionale Verbundenheit 
behält der Vorstand die nötige 
Breite und Buntheit. Umgekehrt hat der Vorstand dafür 
die Aufgabe, in allen Bundesländern gemeinsam mit den 
Landessprecher*innen und den regional Engagierten eine 
optimale Entwicklung zu unterstützen.

Der Vorstand hat – nach meinem Verständnis – vor allem 
in zwei Richtungen zu schauen und zu handeln: Aufrecht-
erhaltung der Stabilität des Vereins und die mittel- und 
langfristige strategische Ausrichtung. Dabei ist er an die 
Beschlüsse der Generalversammlung gebunden. Mit der 
außerordentlichen Generalversammlung am 24.6.17 ist 
eine entscheidende Phase der Organisationsentwicklung 
abgeschlossen. Der neue Vorstand ist nach den neuen 
Statuten gewählt und hat seine Arbeit aufgenommen. 

ARBEITSPLATTFORMEN

Jetzt fi nden die Aktivitäten des obds auf folgenden Ebenen 
bzw. Plattformen statt: 

In den Ländern sorgt der/die Landessprecher*in für die 
regionalen Verbindungen: zu den Kolleg*innen, den 
Ausbildungseinrichtungen, den regionalen Trägern und 
zu Politik und Verwaltung. Rund um den/die Landesspre-

cher*in bildet sich ein Team, das Initiativen setzt, um auf 
die regionalen Herausforderungen zu reagieren. Obds-Ge-
schäft sführung und Sekretariat unterstützen dabei.

Auf der zweiten Plattformebene verknüpfen sich die Mit-
glieder in den Fachgruppen. Die ersten sind schon eifrig 
am Werken, manche gründen sich gerade und weitere 
werden sich bei Bedarf rasch fi nden. Damit die Arbeit in 
den Ländern und Fachgruppen optimal gestaltet werden 
kann, werden sie von der Geschäft sführung und dem 
Sekretariat unterstützt. 

Drittens können vom Vorstand zeitlich befristet Projekt-
gruppen eingerichtet werden, z.B. um eine Tagung durch-
zuführen oder ein umfangreiches Dokument zu erarbei-
ten. Aktuell werden die Bundestagung 2018 vorbereitet 
und das Ethik-Projekt durchgeführt. 

TIROLER SOZIALE ARBEIT

Was bedeutet das nun für die Kolleg*innen in einem 
einzelnen Bundesland, insbesondere: was ändert sich in 
Tirol? Zuerst einmal fallen die formalen Aufgaben weg, 

die mit der Aufrechterhaltung 
der Vereinsstruktur und mit der 
Haft ung der Vorstandsmitglieder 
einhergehen. Vielleicht geht damit 
ein kleiner Teil von Verbindlich-
keit für die engagierten Kolleg*in-
nen verloren. Was aber auf jeden 
Fall gewonnen wird, ist Zeit und 

Energie für inhaltliche Arbeit – sei es auf Landesebene 
oder auf überregionaler fachlicher Ebene. Allerdings bin 
ich hier nicht der, der euch die aktuellen Tiroler Th emen 
nahebringen kann und soll. Der Landessprecher Jorin 
Flick wird selbst über aktuelle Entwicklungen in Ausbil-
dung, Politik und in den sozialen Einrichtungen berichten.

OBDS 2017-2018

Zum Schluss möchte ich noch einen Ausblick auf die 
wichtigsten Entwicklungen in der Sozialen Arbeit versu-
chen. 

Mir selbst liegt das Projekt „Berufsethik“ besonders am 
Herzen. Da wir als Profi s der Sozialen Arbeit immer an 
sehr heiklen menschlichen und gesellschaft lichen Schnitt-
stellen arbeiten, braucht es auch zeitgemäße Refl exion 
in der ethischen Orientierung. Die Zeitschrift  SIT hat ja 
bereits in der vorangegangen Ausgabe ausführlich dazu 
eingebracht. 

Die Projektgruppe, in der ich mit Maria Moritz und Dunja 
Gharwal zusammenarbeite, hat vor Kurzem Landesgrup-
pen und Ausbildungseinrichtungen eingeladen, Aktivitä-

ten zu setzen, um die aktuellen ethischen Fragestellungen 
zu identifi zieren. Jede und jeder, die/der in der Sozialen 
Arbeit aktiv ist, kann sofort solche Th emen benennen. 
Wenn Sie sich dazu einbringen möchten, dann wünschen 
wir uns bevorzugt Ergebnisse von Gruppenaktivitäten, 
denn wir möchten mit diesem Projekt auch den Diskurs 
innerhalb der Profession befl ügeln. Am Anfang steht ein 
erstes „Inhaltsverzeichnis“, das auf der Homepage abgeru-
fen werden kann. Einsendeschluss ist der 30. März 2018. 
Bei der Bundestagung wird dann ein erster Entwurf prä-
sentiert, der nach einer weiteren Austauschphase bis zur 
100-Jahr-Feier des obds 2019 fertiggestellt werden soll.
Der Dauerbrenner „Berufsgesetz“ wird auch den aktuel-
len Vorstand beschäft igen, wenn auch in neuer Form. Die 
enge Vernetzung unserer Profession mit vielen anderen 
Bereichen und Rechtsmaterien lässt ein umfassendes Ge-
setz in nächster Zeit wohl nicht zu. 

Das Anliegen, das hinter dem Begriff  „Berufsgesetz“ steht, 
ist die Absicherung der professionellen Sozialen Arbeit 
um die Qualität für die Nutzer*innen und für die Gesell-
schaft  sicherzustellen. Dazu gehört auch die Abgrenzung 
von Billigangeboten und die Be-
kämpfung von Lohndumping und 
Dequalifi zierungstendenzen in der 
sozialen Landschaft . Der obds prüft  
dazu weitere Optionen, wie z.B. ein 
Zertifi zierungsverfahren und den 
Einsatz für Teilregelungen in einzel-
nen Handlungsfeldern. 
  
Ein bundesweites Th ema, das speziell auch Tirol betrifft  , 
ist die Einbindung der professionellen Sozialpädagog*in-
nen in einen gemeinsamen Verband. Bei allen Unterschie-
den ist es doch so, dass in anderen Staaten und v.a. auch in 
der BRD die gemeinsame Berufs- und Sozialpolitik selbst-
verständlich ist. Allerdings braucht es da noch Einiges an 
Vertrauensaufb au und eine gemeinsame Vision. Die ersten 
Schritte sind gesetzt und mit Verantwortlichen im Stam-
ser Kolleg wurden erste konstruktive Gespräche geführt. 
Ich hoff e, im nächsten SIT gibt es schon Konkreteres zu 
berichten.

Der obds hat ja mit Erfolg mitgewirkt, die Sozialarbeit 
im Bereich der Primärprävention als fi xen Bestandteil 
zu implementieren. In allen aktiven Primärversorgungs-
zentren sind Kolleg*innen aktiv und unter der Leitung 
von Susanna Finker gibt es eine gute Vernetzung in der 
obds-Fachgruppe. Die laufende Ausdiff erenzierung der 
sozialen Handlungsfelder fordert uns ständig heraus. Ak-
tuell gibt es eine spannende Entwicklung in der Schulsozi-
alarbeit, die erstaunlicherweise von Bundesseite sehr nahe, 
oder besser gesagt zu nahe an der Profession Psychologie 
positioniert wurde. Jochen Prusa leitet die obds-Fachgrup-
pe und berichtet ja selber in dieser Ausgabe über Details.

Die internationalen Agenden werden weiterhin souverän 
und engagiert von Herbert Paulischin verfolgt. Das Netz-
werk in der International Federation of Social Workers ist 
ein wichtiger Rückhalt für die nationalen Aktivitäten und 
die Solidarität innerhalb der Berufsgruppe und ist für die 
Positionierung in einer globalisierten Welt unabdingbar.
Parallel dazu gibt es für die Vorstandsmitglieder und den 
Geschäft sführer immer was zu tun: Stellungnahmen zu 
aktuellen gesetzlichen Entwicklungen werden erstellt, in 
letzter Zeit vermehrt Materien, die die Menschenrech-
te betreff en; Aktionen zum Welttag der Sozialen Arbeit 
und anlassbezogene Aufrufe; Betreuung von Anfragen 
aus der Berufsgruppe, Unterstützung von Studien- und 
Forschungsberichten, Teilnahme an Veranstaltungen mit 
Vorträgen und Podiumsbeiträgen.

AUF GUTE ZUSAMMENARBEIT!

Wie Sie sehen: es wird nicht langweilig! Bitte bedenken 
Sie, dass fast die vollständige Arbeit des obds ehrenamtlich 
erbracht wird. Die Professionalität sollte darunter nicht 
leiden, doch sind die Ressourcen an Zeit und Energie 

begrenzt. Um mehr bezahlte Pro-
fessionalität leisten zu können, 
brauchen wir die Mitgliedsbeiträge 
von möglichst vielen Mitgliedern. 
Herzlichen Dank an alle, die ihren 
Beitrag leisten!
Und: alle, die einen Teil ihrer Zeit 
und ihres Knowhows einbringen 
können, sind herzlich willkommen, 

ein Stück Berufs- und Sozialpolitik gemeinsam mit uns zu 
gestalten.

Die nächste Gelegenheit sich zu treff en, Inputs zu bekom-
men und sich selber einzubringen:

• Generalversammlung des obds, 11. November 2018, 
anschließend:

• Internationale Bundestagung der Sozialen Arbeit, 12.-
13. November 2018, Hotel Schloss Seggau, Steiermark

• weitere Tagungen 2018/2019 mit verschiedenen 
Schwerpunkten sind bereits in Planung

„Die Revolution blieb aus, die 
Evolution hat einen großen Er-

neuerungsschub gebracht.“ 

„Alle, die einen Teil ihrer 
Zeit und ihres Knowhows 
einbringen können, sind 

herzlich willkommen.“ 
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SOZIALARBEIT IN DER 

PRIMÄRVERSORGUNG
von Susanna Finker

Chancen und Herausforderungen

Quellen
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line: https://www.bmgf.gv.at/cms/home/attachments/1/2/6/CH1443/CMS1404305722379/primaerversorgung.pdf (13.07.2017) 

BMG (2017): Das Konzept zur Primärversorgung. Online: https://www.bmgf.gv.at/home/Gesundheit/Gesundheitsreform/Das_Konzept_zur_Pri-
maerversorgung (13.07.2017)

Korsatko, Stefan (2017): Österreich hat ein „schwaches“ Primärversorgungssystem. Was macht Europa anders? Blogartikel. Online: https://pri-
maerversorgung.org/2017/03/13/oesterreichs-hat-ein-schwaches-primaerversorgungssystem-was-macht-europa-anders/ (13.07.2017)
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Bildnachweise: Bundesministerium für Gesundheit, Grafi k entnommen aus „Das Team rund um den Hausarzt“ (2014), Hauptverband der öster-
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Mag. (FH) Susanna Finker, 
Sozialarbeiterin, Abschluss 2010, danach 
tätig im Freiwilligenmanagement, als wis-
senschaft liche Mitarbeiterin an der Uni-
versität Graz, derzeit in der Gesundheits-
förderung, immer im Bereich Alter(n)
Ehrenamt: Fachgruppenleitung Primär-
versorgung im obds, 2. Bundessprecherin 
des Österreichischen Forum Primärver-
sorgung im Gesundheitswesen
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EINLEITUNG – WORUM GEHT’S?

„Primärversorgung“ (oder „Primary Health Care“) ist das 
Wort – manche würden sagen: Unwort – des Jahres 2017 
im österreichischen Gesundheitssystem. Dabei reichen die 
Wurzeln schon weiter zurück: Ende März 2014 wurde im 
Rahmen der Bundesgesundheitskonferenz der Startschuss 
zur Neugestaltung der gesundheitlichen Primärversorgung 
in Österreich gesetzt. Im Mittelpunkt stand die Frage, wie 
die gesundheitliche Versorgung der Zukunft  aussehen 
kann, was vor allem die Patientinnen und Patienten brau-
chen, um optimal betreut zu werden (vgl. BMG 2017).

Demografi scher Wandel, medizinischer Fortschritt, immer 
stärkere Spezialisierungen der Gesundheitsberufe (ja, dazu 
zähle ich die Sozialarbeit auch), ausgereift ere technische 
Möglichkeiten, steigende Mobilität, um nur einige zu 
nennen, führen dazu, dass das Gesundheitssystem sich 
verändern soll und muss. 

Was verbirgt sich nun eigentlich hinter dem Begriff  „Pri-
mary Health Care“? Ich verwende an dieser Stelle die in 
Alma Ata entwickelte Defi nition (WHO 1978): Primary 
Health Care ist ein essentieller und zentraler Bestandteil 
jedes Gesundheitssystems. Es ist die erste Versorgungse-
bene, mit der Einzelpersonen, Familien und die Gemein-
schaft  in Kontakt mit dem Gesundheitssystem treten. 
Sie umfasst gesundheitsfördernde, präventive, kurative, 
pfl egerische, rehabilitative und palliative Maßnahmen und 
bringt eine multiprofessionelle und integrative Versorgung 
so nahe wie möglich an den Wohnort und Arbeitsplatz der 
Menschen. Sie fördert die Partizipation, Selbstbestimmung 
und Entwicklung von personellen und sozialen Fähigkei-
ten und ist ein gesundheitsorientiertes und intersektorales 
Versorgungskonzept (vgl. Korsatko 2017).

Seit der Entscheidung, auch in Österreich auf eine „neue 
Art“ der Primärversorgung zu setzen, hat sich einiges 
getan: Begriff e verändern sich, Diskussionen werden zum 

Teil sehr heft ig, zum Teil gar nicht geführt (ebenso span-
nend!), neue Einrichtungen entstehen usw. Gerade aus 
diesem Grund fi nde ich es wichtig, sich immer wieder auf 
den Ursprungsgedanken von Alma Ata zu beziehen, dem 
ein sehr ganzheitlicher Ansatz innewohnt, der gerade uns 
als SozialarbeiterInnen ohnehin stets begleitet.

EINMAL VOM „TEAM RUND UM DEN PATIENTEN“ ZUM 
„TEAM RUND UM DEN HAUSARZT“ UND ZURÜCK

Vielleicht haben Sie/ habt ihr, es in den Diskussionen schon 
gehört: „Das Team rund um den Hausarzt“ (BMG 2014). 
Dabei handelt es sich um ein Konzept, das für alle die sich 
für das Th ema interessieren, eine gute Basis darstellt. Lässt 
man sich vom Titel nicht abschrecken, enthält es eine ganze 
Reihe umfassender und – für österreichische Verhältnisse 
wie ich meine – geradezu revolutionäre Gedanken.
Der bekannteste (und am häufi gsten wiederverwendete) 
Teil dieses Konzepts ist die sog. „Blume“ (auch Primärver-
sorgungsblume):
 

Das darin erwähnte „Kernteam“ bestand ursprünglich aus: 
ÄrztInnen für Allgemeinmedizin, Ordinationsassistenz 

und Diplomiertem Pfl egepersonal (Gehobener Dienst für 
Gesundheits- und Krankenpfl ege).

Glücklicherweise gibt es mittlerweile eine Weiterent-
wicklung der Blume:

Erfreulicherweise sind SozialarbeiterInnen in beiden 
Darstellungen Teil des Teams.

MITTLERWEILE GIBT ES: DAS GESETZ

Trotz (oder wegen?) der anstehenden Neuwahlen wurde 
in diesem Frühsommer ein Gesetz als Rahmen für die 
Primärversorgung beschlossen. Es trägt den wunderba-
ren Namen: Gesundheitsreformumsetzungsgesetz (kurz: 
GRUG). Artikel 1 des GRUG ist wiederum das Primär-
versorgungsgesetz (kurz: PrimVG, oft  auch nur als PVG 
bezeichnet). In diesem Gesetz werden viele Details zur 
Gründung und Betreibung neuer Primärversorgungs-
einheiten (PVE) erstmals festgelegt. Ich möchte nicht 
zu sehr ins Detail gehen, einen für uns als Berufsgruppe 
wichtigen Punkt aber doch herausstreichen: Sozialarbeit 
kommt als Beruf im Gesetz nicht vor! Der obds hat im 
Rahmen der Begutachtungsfrist eine Stellungnahme zum 
Entwurf eingereicht. Nachzulesen ist diese – wie auch 
andere Informationen – unter: www.sozialarbeit.at unter 
Fachgruppe „Primärversorgung“.

DIE FACHGRUPPE „SOZIALARBEIT IN DER 
PRIMÄRVERSORGUNG“

Rund um diese Entwicklungen in der Gesundheitsversor-
gung hat sich eine Gruppe interessierter SozialarbeiterIn-
nen zusammengefunden um sich auszutauschen, upzuda-
ten, zu diskutieren, Stellung zu beziehen. Derzeit ist viel 
in Bewegung und wir haben als Berufsgruppe die Chance 
uns einzubringen. 

Viele Aspekte der neuen Primärversorgung – und ich sage 
an dieser Stelle bewusst „neu“, weil viele HausärztInnen 
der Meinung sind, sie machen immer schon Primärver-
sorgung – sind uns sozusagen in die (Berufsgruppen-)
Wiege gelegt: Ressourcenorientierung, multiprofessionel-
les Arbeiten, Förderung von Partizipation und Selbstbe-
stimmung!

Es ist unsere Chance – gerade im Bereich der Erwachse-
nensozialarbeit – präventiv gemeinwesenorientiert tätig zu 
werden! Dazu braucht es aber: unser aktives Einbringen, 
viel Aufk lärung (weil gerade ÄrztInnen sehr, sehr wenig 
über unsere speziellen Kompetenzen wissen), Wissen um 
die Entstehung neuer Einrichtungen, genaue Beobachtung 
des Prozesses und Durchhaltevermögen.

Wer in der Fachgruppe mitmachen möchte ist JEDER-
ZEIT herzlich willkommen!

Einfach ein Mail an mich schicken: 
susanna.finker@chello.at 

Multiprofessionelles und interdisziplinäres Primärversorgungskonzept 
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Die Mitglieder des Primärversorgungskernteams und die strukturiert eingebundenen Angehö-
rigen der Gesundheits- und Sozialberufe stehen in engem und regelmäßigem Kontakt 
(Teambesprechungen) und pflegen Austausch über die zu versorgenden Personen (Fallbe-
sprechungen).  

Das Primärversorgungsteam steht überdies in regelmäßigem Kontakt mit folgenden Berufs-
gruppen (Disziplinen) und Einrichtungen, die nicht organisatorischer Teil der neuen Primär-
versorgungsstruktur sind. 

Primärversorgungs-Partner sind bzw. können sein (in alphabetischer Reihenfolge): 

 Apotheken 
 Bandagisten  
 Fachärzte 
 Gemeinden 
 Krankenanstalten  
 Pflegeeinrichtungen  
 Schulen 
 Sozialversicherungsträger 
 Telefon- und Webdienste 
 Ggf. weitere Organisationen wie z.B. Rettungs-, Bereitschafts-, Notdienste 
 Zahnärzte  
 u. a.  

 

 

(NEUEN)



12 13sozialarbeit in tirol sozialarbeit in tirol

obds Fachgruppenobds Fachgruppen

SCHULSOZIALARBEIT IM BERUFSVERBAND
von Stefan Klemenjak und Jochen Prusa

Schulsozialarbeiter Stefan Klemenjak, NMS Spallartgasse: Beratungsgespräch

Mag. (FH) Stefan Klemenjak
Wiener Schulsozialarbeit, 9.IB
Stammschule: NMS Spallartgasse 18
Mobile: +43 664 885 882 95
sekretariat@sozialarbeit.at

Mag. (FH) Jochen Prusa, MA
Geschäft sführer des obds; Masterarbeit: 
Die Rahmenbedingungen der Schulso-
zialarbeit in Österreich. Ausgewählte 
Modelle und die daraus resultierenden 
Besonderheiten im Berufsalltag, FH 
Campus Wien 2013
Wien 6., Mariahilfer Straße 81/I/14
Mobile: +43 677 6241 5445
prusa@sozialarbeit.at
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Schon in den Anfängen zarter Schulsozialarbeitsprojekte 
an österreichischen Schulen formierte sich in Wien eine 
Gruppe engagierter Schulsozialarbeiter*innen mit dem 
Ziel, dem Wiener Modell der Schulsozialarbeit Raum, 
Stabilität und Qualität innerhalb des Wiener Regel-Schul-
systems zu geben. Im föderalen Österreich zeichnete 
sich bereits damals ab, was Österreich besonders macht: 
Jedes österreichische Bundesland will sein eigenständiges 
System für Schulsozialarbeit etablieren; so kristallisierten 
sich in den letzten Jahren unterschiedliche Grundsysteme 
heraus: Schulsozialarbeit innerhalb des Schulsystems und 
Schulsozialarbeit sowohl in der behördlichen Jugendwohl-
fahrt als auch in der off enen Jugendarbeit in Vereinen.

Stefan Klemenjak, Wiener Schulsoziarbeiter der ersten 
Stunde, suchte den Kontakt zum obds – damals ebenso 
noch rein nach Ländern strukturiert – und organisierte 
in den Räumlichkeiten des Berufsverbandes Vernet-
zungstreff en zwischen Wiener Schulsozialarbeiter*innen 
mit dem Ziel, die Umsetzung und Implementierung der 
professionellen und ethisch vertretbaren Schulsozialarbeit 
zu unterstützen und möglichst abzusichern. Es fanden 
interessante Gespräche mit der zuständigen Stadtschul-
rätin statt. Maria Moritz und Olga Zechner, Kennerinnen 

und Teil des sozialpolitischen Wiens, ergänzten seitens 
des Berufsverbandes die Gesprächsrunden. Und es zeigte 
sich bereits damals der Unterschied in den Systemen: Die 
Schule hat Ferien und beschäft igt vor allem Lehrpersonal, 
die Jugendwohlfahrt hat keine Ferien und besteht vor 
allem aus Sozialarbeiter*innen und Sozialpädagog*innen. 
Mittlerweile gibt es auch einen fast bundesweiten Träger 
für Schulsozialarbeit (außer in Tirol), der an die Schulpsy-
chologie (sic!) angegliedert ist, was für eine Fachaufsicht 
über Sozialarbeiter*innen und Sozialpädagog*innen zu 
einer starken Arbeitsbelastung führen kann, da die Fach-
kompetenzen (u.a. Arbeitsmethoden, Arbeitstechniken, 
Werthaltungen) zwischen Sozialer Arbeit und Psychologie 
unterschiedlich sind.

Die oben dargestellten Verschiedenheiten in den Schulso-
zialarbeitssystemen münden in unterschiedlichen Kollek-
tivverträgen, Anstellungsausmaßen, Dienst- und vor allem 
Fachaufsichten. Und jedes System hat selbstverständli-
cherweise auch Vorteile, was in der Arbeit unseres Berufs-
verbandes die Konzentration auf die inhaltliche Schul-
sozialarbeit gegenüber den Schüler*innen, Lehrer*innen 
und Eltern zur Folge hatte. Zeitgleich fanden zunehmend 
auch österreichweite Vernetzungstreff en zwischen den 

Schulsozialarbeiter*innen statt und es 
zeigte sich: Egal in welchem System 
Schulsozialarbeit umgesetzt wird, die 
Leistungen und Angebote der Schulsozi-
alarbeit für Schüler*innen, Lehrer*innen 
und Eltern waren nahezu ident, was für 
einen äußert hohen Professionalisie-
rungsgrad in der Sozialarbeit und (auch 
Teilen der) Sozialpädagogik spricht, an 
denen unsere Ausbildungsstätten (Anm.: 
mittlerweile in jedem österreichischen 
Bundesland) auch einen beachtlichen 
Anteil haben!

Am 31. August 2017 wird nun die Ent-
wicklungspartnerschaft  Schulsozialarbeit 
(Kooperation Europäischer Sozialfonds 
(ESF), Bildungsministerium (BMB) und 
Länder) frühzeitig „auf Grund enormer 
bürokratischer Prozesse nicht plangemäß 
bis 2020 (…), sondern 2017 leider für been-
det erklärt“. (vgl. https://www.bmb.gv.at/schulen/pwi/pa/
schulsozialarbeit.html)

DARUM BRAUCHT ÖSTERREICH DIE 
FACHGRUPPE SCHULSOZIALARBEIT IM OBDS!

In Österreich gibt es unterschiedlichste Umsetzungen für 
Schulsozialarbeit an unseren Schulen, die allesamt wis-
senschaft lich beforscht wurden (vgl. u.a. Adamovic, M/
Lehner, L / Felder-Puig, R (2013): Grundlagenpapier zur 
Entwicklung eines einheitlichen Evaluationsmodells für 
Schulsozialarbeit in Österreich). Es ist nun an der Zeit, 
das gesammelte Wissen zu bündeln, um in einem weiteren 
Schritt die Evaluierung der Schulsozialarbeit österreich-
weit einheitlich zu gestalten, denn die Nutzer*innen von 
Schulsozialarbeit sind vor allem Kinder und Jugendliche 
und die müssen uns alle gleich viel Wert sein. Der obds 
sieht es als seine Aufgabe, sich mit Verbündeten (u.a. 
Bildungsministerium, Sozialministerium, Ausbildungsträ-
ger, Schulsozialarbeitsträger) und befreundete Nachbar-
professionen (u.a. Schulpsycholog*innen, Lehrer*innen, 
Beratungslehrer*innen) zu koordinieren und die Schulso-
zialarbeit möglichst fl ächendeckend und einheitlich zum 
Wohl der Kinder und Jugendlichen zu gestalten. Derzeit 
sammelt die Fachgruppe Schulsozialarbeit die (unter-
schiedlichen?) Arbeitsbedingungen vor Ort mittels einer 
österreichweiten Onlineerhebung. Zudem versuchen wir 
für unsere Mitglieder als Ansprechpartner*in, Vernet-
zungsplattform und zur Klärung von Informationsbedürf-
nissen unterstützend tätig zu sein; und diese Möglichkei-
ten werden aktuell sehr häufi g nachgefragt bzw. genutzt!

Die Fachgruppe freut sich in naher Zukunft  in Gesprä-
chen mit sämtlichen Akteur*innen in der Schulsoziarbeit 

und selbstverständlich auch mit den Schulsozialarbei-
ter*innen in einen Austausch über die nächsten (Umset-
zungs-) Schritte zu treten. Zu diesem Zweck wurde eine 
Steuerungsgruppe in der Fachgruppe Schulsozialarbeit im 
Juni ins Leben gerufen.

WERDE EIN TEIL DER FACHGRUPPE 
SCHULSOZIALARBEIT IM OBDS!

Wir freuen uns über jedes Mitglied in der Fachgruppe 
Schulsozialarbeit im obds! Wenn Sie Lust bekommen 
haben, in irgendeiner Art und Weise in der Fachgruppe 
mitzuarbeiten, uns mit Informationen zu unterstützen 
oder unterstützendes Mitglied im Berufsverband werden 
wollen, wenden Sie sich vertrauensvoll an uns:
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Schulsozialarbeiter Stefan Klemenjak, NMS Spallartgasse: soziale Kompetenzen Workshop
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QUEERE1 SOZIALE ARBEIT

von Paul Haller

Aktuelle Entwicklungen

Neu in Tirol: Die „Schule der Vielfalt“ startet als neues 
Bildungs- und Anti-Diskriminierungsprojekt im Bereich 
sexuelle und geschlechtliche Vielfalt in Tirol. Das Projekt 
wird von den Menschenrechtsinitiativen HOSI Salzburg 
und HOSI Tirol getragen und soll zur Förderung von offe-
nen Schulhauskulturen, sowie zum Abbau von Stigmatisie-
rung und Diskriminierung beitragen. Aber auch der OBDS 
beschäftigt sich seit Neuestem mit LGBTIQ*2-Themen und 
arbeitet momentan an der Etablierung einer Fachgruppe zu 
„Queerer Sozialer Arbeit“.

WARUM BRAUCHT ES DIE SCHULE DER 
VIELFALT?

Das Anti-Diskriminierungsprojekt „Schule der Vielfalt“ ge-
staltet Workshops mit Jugendlichen in Schulen, Jugendzen-
tren oder außerschulischen Bildungseinrichtungen. Dabei 
treten LGBTIQ*-Personen als Expert*innen ihrer eigenen 
Lebenslage auf. Neben einem breiten Repertoire an diver-
sitätspädagogischen und gesprächsanleitenden Methoden 
bildet das autobiographische Erzählen das Kernstück der 
Schulworkshops. Im Zuge der Beantwortung von anony-
men Fragen – eine klassisch sexualpädagogische Methode 
– werden persönliche Erfahrungen der Referent*innen 

gezielt genutzt, um beispielsweise auf gesellschaftliche Dis-
kriminierungen oder strukturelle Gewalt hinzuweisen. Die 
persönlichen Erzählungen machen die Workshops leben-
dig und laden zum Nachfragen ein, erfordern aber auch ein 
hohes Maß an Selbstreflexion und Achtung von Grenzen 
seitens der Workshop-Leitenden.  
Ziel der Workshops ist es, zu einer LGBTIQ*-freundliche-
ren und damit inklusiveren Schulhauskultur beizutragen. 
Uns muss bewusst sein, dass sich statistisch gesehen in 
jeder Schulklasse LGBTIQ*-Jugendliche befinden – auch 
wenn wir oft nicht davon wissen, weil Coming-out in der 
Schule oder der Lehre noch immer ein sensibles Thema ist. 
So kommt die „EU LGBT Survey“, die mit 93.000 Befragten 
als größte Studie zur Erfassung der Lebensrealitäten von 
LGBT(IQ*)-Personen gilt, zum Ergebnis, dass rund zwei 
Drittel der Befragten ihre sexuelle Orientierung während 
der Schulzeit immer oder häufig verheimlicht haben (FRA 
2013: 19f). Zu ähnlichen Ergebnissen kommen aktuellere 
Untersuchungen wie die „Queer in Wien“-Studie zur Le-
benssituation von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Trans-
gender und Intersex Personen ( Schönpflug et al 2015). 
„Nur knapp ein Drittel ist in der Ausbildung völlig out, 
mehr als ein Drittel der SchülerInnen und Lehrlinge und 
ein gutes Fünftel der Studierenden erlebte in den letzten 12 

Monaten vor der Befragung Gewalt/Diskriminierung“ (vgl. 
Schönpflug et al 2016: 16).

LGBTIQ*-Jugendliche werden in ihrem Empfinden und 
mit ihren Ängsten häufig alleine gelassen. Zwischen der in-
neren Bewusstwerdung der eigenen sexuellen Orientierung 
oder Geschlechtsidentität und dem ersten Mal, dass diese 
Gedanken anderen Personen mitgeteilt werden, vergehen 
in der Regel mehrere Jahre (Krell/Oldemeier 2015: 15). Das 
bedeutet auch, „dass wesentliche Jahre der Adoleszenz durch 
die innere Auseinandersetzung mit der eigenen nicht-hetero-
sexuellen Orientierung oder nicht-cisgeschlechltichen3 Iden-
tität geprägt sind“ (ebd.), was eine enorme Belastung für 
LGBTIQ*-Jugendliche bedeuten kann. Diese Jugendlichen 
sollen in ihrem Selbstwertgefühl bestärkt werden, indem 
beispielsweise positive Vorbilder und Möglichkeitsräume 
aufgezeigt werden. Das Selbstwertgefühl ist gleichzeitig 
eine wichtige Grundlage für Bildungsprozesse, worauf  
Stefan Timmermanns, Professor für Sexualpädagogik und 
Diversität in der Sozialen Arbeit, hinweist: 

„Die wichtigste Ressource für Bildung ist das Selbstwertge-
fühl, denn nur ein Mensch, der sich selbst etwas zutraut und 
keine Angst vor Ausgrenzung und Diskriminierung hat, wird 
Lernfortschritte erzielen und auf seinen Körper sowie seine 
(sexuelle) Gesundheit achten“ (Timmermanns 2016: 29).

Gleichzeitig wird versucht im Zuge der Workshops einen 
offenen und wertschätzenden Raum zu schaffen, in dem 
alle Jugendlichen ihre Einstellungen in Bezug auf sexuelle 
und geschlechtliche Vielfalt reflektieren können. Mithilfe 
von Sachwissen, durch das Hinterfragen von eigenen An-
nahmen und die persönliche Begegnung, können Vorurtei-
le abgebaut werden. Die diversitätspädagogische Arbeit mit 
Jugendlichen ist essentiell, wenn es darum geht, gesell-
schaftlichen Diskriminierungen entgegenzutreten. Denn 
gerade in der Pubertät können vorhandene Denkmuster 
reflektiert und bearbeitet werden, wie die Sozialarbeiterin 
und Sexualpädagogin Ann-Kathrin Kahle anmerkt:

„Die Erkenntnisse der Neurobiologie bestätigen, dass die 
tiefgreifenden Reorganisationsprozesse im Gehirn während 
der Pubertät eine zweite Chance für die Jugendlichen bieten, 
quasi eine zweite Geburt ermöglichen. Bisherige  Denk- und 
Verhaltensmuster können infrage gestellt werden, aufgelöst 
oder zumindest modifiziert werden, wenn die Jugendlichen 
die Chance bekommen neue, andere Erfahrungen zu ma-
chen. Denn auch diese alte Weisheit der Pädagogik bestätigt 
die Hirnforschung, nur über persönliche Erfahrungen können 
neue Dinge gelernt werden“ (Ann-Kathrin Kahle 2016: 93).

Die so genannte „Kontakthypothese“ besagt, dass durch die 
persönliche Begegnung mit Personen aus einer bestimmten 
sozialen Gruppe, Vorurteile gegenüber dieser Gruppe ab-
gebaut werden können. Es fällt uns anscheinend schwieri-

ger Vorurteile aufrecht zu halten, wenn wir die Möglichkeit 
erhalten, in direkten Kontakt miteinander zu treten. Und 
genau hier setzt das Bildungs- und Anti-Diskriminierungs-
projekt an.

Die Schule der Vielfalt erstellt aber auch Bildungsmateria-
lien. Momentan wird in Zusammenarbeit mit dem Verein 
Leicht Lesen an der Broschüre „Frau. Mann. Und noch 
viel mehr.“ gearbeitet, deren Produktion unter anderem 
vom OBDS unterstützt wird. Die Broschüre stellt nie-
derschwellig und in leichter Sprache Informationen über 
LGBTIQ*-Themen zur  Verfügung. Sie kann für Sozialar-
beiter*innen und Klient*innen eine wertvolle Ressource 
darstellen, indem sie einerseits die Sachkompetenz von 
Sozialarbeiter*innen erhöht, ihre Kommunikationsfä-
higkeiten im Umgang mit LGBTIQ*-Themen stärkt und 
methodisch in der Arbeit mit Klient*innen eingesetzt 
werden kann. Andererseits kann die Broschüre dazu bei-
tragen, Klient*innen, die sich als LGBTIQ* identifizieren, 
zu stärken, indem sie wichtige Informationen vermittelt 
und bestärkende Botschaften enthält. Eine online geführte 
Liste über Anlauf- und Beratungsstellen soll zusätzlich ak-
tuelle Informationen zur Verfügung stellen. Die Broschüre 
erscheint im September/Oktober 2017 und kann kostenfrei 
angefordert werden.

Mittlerweile bietet die Schule der Vielfalt auch Fortbil-
dungen für Pädagog*innen, sozialarbeiterische Teams und 
andere psychosoziale Fachkräfte an. 

Queere Soziale Arbeit: ein Auftrag für die Profession
Was hat das alles mit Sozialer Arbeit zu tun? Queere The-
men kommen in allen Handlungsfeldern und auf unter-
schiedlichen Ebenen der Sozialen Arbeit vor. Dennoch 
besteht häufig Verunsicherung, wenn es um sexuelle und 
geschlechtliche Vielfalt geht. Wie spreche ich eine trans* 
Person an? Welche Begriffe darf ich verwenden und welche 
werden als abwertend erlebt? Wie kann ich LGBTIQ*-Ju-
gendliche beim Coming-out unterstützen? In der Praxis 
entstehen viele Fragen rund um das Thema sexuelle und 
geschlechtliche Vielfalt. 

Gleichzeitig gibt es einen klaren professionsethischen 
Auftrag: Der Ethikkodex der Sozialen Arbeit erklärt die 
Zurückweisung von Diskriminierung zu einer Pflicht von 
Sozialarbeiter*innen. Im Kodex werden Diskriminierun-
gen sowohl aufgrund der sexuellen Orientierung als auch 
aufgrund des „biologischen bzw. sozialen Geschlecht“ 
explizit benannt (IFS/IASSW 2005: 4). In der „Globalen 
Definition der Sozialen Arbeit“ werden Werte wie Empo-
werment, „Liberation“, Respekt für Diversität und Men-
schenrechte zu zentralen Prinzipien der Sozialen Arbeit 
erhoben (IFSW/IASSW 2014). Und spätestens seit Silvia 
Staub-Bernasconi Soziale Arbeit als Menschenrechtspro-
fession bezeichnet, kann zumindest auf Theorie- und Dis-
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von Maria Petersen

„MINDESTSICHERUNG(EN) DURCHGEBRANNT!“
Tiroler Landesregierung beschließt massive Einschnitte bei der 

Unterstützung für Menschen in existentiellen Notlagen

Die schwarz-grüne Tiroler Landesregierung hat im 
Mai-Landtag das neue Mindestsicherungsgesetz beschlos-
sen, welches nun mit 01.07.2017 in Kraft  getreten ist. Das 
neue Gesetz wurde trotz zahlreicher, von verschiedensten 
Seiten geäußerter, fachlicher Bedenken verabschiedet. 
Weder im Gesetz noch in den darauf basierenden Verord-
nungen (insbesondere jener zu den Wohnkosten), wur-
den die in den 49 (!) Stellungnahmen quasi durchgängig 
kritisierten Punkte aufgegriff en. Die Tiroler Landesregie-
rung beschloss somit sehenden Auges die Aushöhlung der 
rechtlichen Grundlage zur eff ektiven Armutsbekämpfung 
und entzieht damit zahlreichen betroff enen Kindern, 
Familien und alleinstehenden Menschen Lebensgrundlage 
und Zukunft sperspektiven. 

Das primäre Ziel des Tiroler Mindestsicherungsgesetzes 
soll – auch nach der Novelle – weiterhin die „Bekämpfung 
von Armut und sozialer Ausgrenzung und die Ermögli-
chung eines menschenwürdigen Lebens“ sein. Eben dies 
rückt jedoch in unerreichbare Ferne, das neue Gesetz legt 

den Grundstein für steigende existentielle Notlagen, Ar-
mut und Wohnunglosigkeit im reichen Land Tirol.

So bleiben die strukturellen Rahmenbedingungen, mit 
welchen die Menschen in Tirol konfrontiert sind, unver-
ändert akut: katastrophale Situation am Wohnungsmarkt, 
hohe und steigende Lebenserhaltungskosten, sinkende 
Reallöhne, Arbeitslosigkeit und prekäre Beschäft igungs-
verhältnisse, fehlende bzw. unzureichende Absicherung 
bei Krankheit und Arbeitsunfähigkeit u.v.m. Die Schere 
zwischen notwendigen und zur Verfügung stehenden 
Mitteln geht für die betroff enen Menschen immer weiter 
auseinander. TirolerInnen, die bereits jetzt trotz Unter-
stützung der Mindestsicherung mehr schlecht als recht 
über die Runden kommen, müssen in Zukunft  sogar beim 
Notwendigsten sparen bzw. verzichten. Das Leben in Tirol 
ist bereits jetzt für viele nur mehr schwer leistbar – für 
alle, die auf Mindestsicherung angewiesen sind, wird mit 
dem neuen Gesetz die Rechnung jedenfalls nicht mehr 
„aufgehen“. Die häufi g zitierte und auch von der Landesre-

kurs-Ebene kein Zweifel an der Einbeziehung der Lebens-
realitäten von LGBTIQ*-Personen bestehen. 

Nichtsdestotrotz spricht Ulrike Schmauch, Professorin 
für Soziale Arbeit an der Frankfurt University of Applied 
Sciences, von einem off enen Widerspruch in der Sozialen 
Arbeit. Einerseits gäbe es im Umgang mit LGBTIQ*-Per-
sonen aufgrund einer off enen Grundhaltung kein Problem 
für soziale Fachkräft e. Andererseits fehle es in konkreten 
Praxis-Situationen an Handlungssicherheit (Schmauch 
2014). Für einen professionellen und diskriminierungs-
freien Umgang mit sexueller und geschlechtlicher Vielfalt 
schlägt sie eine Auseinandersetzung mit dem Konzept der 
Regenbogenkompetenzen vor. Dieses wurden aufb auend 
auf den „Interkulturellen Kompetenzen“ und den „Gender-
kompetenzen“ entwickelt und basiert auf dem klassischen 
vierteiligen Kompetenz-Modell:

• Die Sachkompetenz meint Wissen über Lebenslage, 
Diskriminierung und Ressourcen von LGBTIQ*-Personen.

• Die Methodenkompetenz umfasst Handlungsfähigkeit 
und Verfahrenswissen im Bereich sexuelle Orientie-
rung und Geschlechtsidentität.

• Zur Sozialkompetenz gehören die Kommunikations- 
und die Kooperationsfähigkeit in Bezug auf sexuelle 
Orientierung und Geschlechtsidentität.

• Die Selbstkompetenz umfasst die Fähigkeit zur Refl exi-
on eigener Gefühle, Vorurteile und Werte. (Schmauch 
2014: 5, Schmauch 2016: 43)

REGENBOGENKOMPETENZEN IM OBDS

Im Berufsverband der Sozialen Arbeit hat die Auseinan-
dersetzung mit LGBTIQ*-Th emen bereits begonnen. Ge-
meinsam mit der HOSI Salzburg setzte der OBDS im Juni 
2017 im Rahmen der Reihe „QueerTopics“ eine öff entliche 
Diskussionsveranstaltung zum Th ema „Queere Soziale 
Arbeit“ um. Auch beim 1. OBDS Forum, das in derselben 
Woche ebenfalls in Salzburg stattfand, fand eine Ausein-
andersetzung mit LGBTIQ*-Th emen statt. Die nächsten 
Schritte sind die Etablierung der Fachgruppe „Queere 
Soziale Arbeit“ im OBDS und ein Austausch-Treff en zwi-
schen Mitgliedern von Selbstvertretungsorganisationen 
und dem Vorstand des OBDS im Herbst 2017. Interessier-
te Sozialarbeiter*innen oder Studierende, die sich in der 
entstehenden Fachgruppe einbringen wollen, können sich 
gerne unter queeer@obds.at melden.

Paul Haller, BA
ist Geschäft sführer der HOSI Salzburg 
und Projektleiter der Schule der Viel-
falt sowie Mitbegründer der Plattform 
Intersex Österreich. Er hat Internationale 
Entwicklung an der Uni Wien studiert 
und beendet derzeit sein Studium der 
Sozialen Arbeit an der FH St. Pölten. 
Rückmeldungen an paul.haller@hosi.or.at 
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1 Das Wort „queer“ hat unterschiedliche Bedeutungen. Im englischen Sprachgebrauch war „queer“ ursprünglich ein Schimpfwort, das von Ak-
tivist*innen im Laufe der 1980er und 90er Jahre als Selbstbezeichnung positiv umgedeutet wurde und heute oft mals als Regenschirmbegriff  für 
Lesben, Schwule, Bisexuelle, trans*und intergeschlechtliche Menschen verwendet wird (vgl. Nagy 2016: 57). Queer bezeichnet allerdings auch eine 
politische Positionierung, die darauf abzielt, gesellschaft liche Normen von Heterosexualität und Zweigeschlechtlichkeit zu hinterfragen. Die eben-
falls in den 80er und 90er Jahren entstandenen Queer Studies bzw. Queer Th eory ist ein transdisziplinärer Forschungsansatz, der sich ausgehend 
von den früheren Gay and Lesbian Studies kritisch mit Normierungsprozessen beschäft igt. 

2 Die Abkürzung LGBTIQ* kommt aus dem Englischen und steht für Lesben, Schwule (Gays), Bisexuelle, transidente, intergeschlechtliche und queere 
Menschen. Das Sternchen hinter LGBTIQ* soll darauf hinweisen, dass es eine Vielzahl weiterer Selbstdefi nitionen und -bezeichnungen gibt.

3 Cisgeschlechtlich meint Menschen, die sich mit dem Geschlecht, das ihnen bei der Geburt zugewiesen wurde, identifi zieren (können). Cisge-
schlechtlich kann somit als Gegenteil von Transgender verwendet werden, also Menschen, die sich nicht (immer) mit dem Geschlecht identifi zie-
ren, das ihnen bei der Geburt zugewiesen wurde. Die explizite Benennung von Cisgeschlechtlichkeit zielt darauf ab, dem gesellschaft lich dominan-
ten Modell von Geschlechtsidentität die vermeintliche Selbstverständlichkeit zu nehmen.

Quellen: FRA (2013): EU LGBT survey. European Union lesbian, gay, bisexual and transgender survey. Results at a glance. Online: http://fra.europa.eu/de/publication/2014/lgbt-erhe-
bung-der-eu-erhebung-unter-lesben-schwulen-bisexuellen-und-transgender, letzter Zugriff : 12.01.2017. Haller, Paul; Pillwein, Marlene (2017): Sexuelle und geschlechtliche Vielfalt in der 
Arbeit mit Jugendlichen. In: Wiener Netzwerk gegen Gewalt an Mädchen, Buben und Jugendlichen (Hrsg.): Transkulturalität und Vielfalt als Chance. Wie können wir Kinder und Jugendli-
che stärken. Dokumentation der 14. Fachtagung, 14.11.2016. Wien, 65-88. Online: IFS/IAASW (2005): Ethik in der Sozialen Arbeit – Darstellung der Prinzipien. Online: www.sozialarbeit.
at/fi les/ethiccodex_ifsw_1.pdf (letzter Zugriff : 4.8.2017). IFS/IAASW (2014): Global Defi nition of Social Work. Online: http://ifsw.org/get-involved/global-defi nition-of-social-work (letzter 
Zugriff : 4.8.2017). Kahle, Ann-Kathrin (2016): Sexualität und Vielfalt – muss man Sexualität lernen? In: Henningsen, Anja; Tuider, Elisabeth; Timmermanns, Stefan (Hrsg.): Sexualpäda-
gogik kontrovers. Weinheim und Basel: Beltz Juventa , 89-104. Krell, Claudia; Oldemeier, Kerstin (2015): Coming-out – und dann...?! Ein DJI-Forschungsprojekt zur Lebenssituation von 
lesbischen, schwulen, bisexuellen und trans* Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Deutsches Jugendinstitut e.V. Online: www.dji.de/lebenssituationen_lgbt (letzter Zugriff : 4.8.2017).
Nagy, Andrea (2016): Soziale Arbeit ‚queer’ denken. Zur Notwendigkeit der Auseinandersetzung mit Heteronormativität in der Ausbildung sozialer Professionen. In_ soziales_kapital, Nr. 
15 (2016), 57-71. Online: http://soziales-kapital.at/index.php/sozialeskapital/article/view/427, letzter Zugriff f: 4.8.2017. Schmauch, Ulrike (2014): Regenbogenkompetenz – zum profes-
sionellen Umgang sozialer Fachkräft e mit sexueller Orientierung. Online: http://gerne-anders.de/media/Fachtag-JETZT-SELBST-WAS-TUN-18.11.2014_Vortrag_Schmauch.pdf (letzter 
Zugriff : 4.8.2017). Schmauch, Ulrike (2016): Sexualpädagogisches Handeln in der Sozialen Arbeit. In: Henningsen, Anja; Tuider, Elisabeth; Timmermanns, Stefan (Hrsg.): Sexualpädagogik 
kontrovers. Weinheim und Basel: Beltz Juventa, 32-45.Schönpfl ug, Karin; Hofmann, Roswitha; Klapeer, Christine M.; Huber, Clemens; Eberhardt, Viktoria (2015): „Queer in Wien“. 
Stadt Wien Studie zur Lebenssituation von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transgender und Intersex Personen (LGBTIs). Institut für Höhere Studien (IHS), Wien. Endbericht, Dezember 
2015. Schönpfl ug, Karin; Hofmann; Roswitha; Klapeer, Christine M.; Huber, Clemens; Eberhardt, Viktoria (2016): Queer in Wien. Ergebnisse der WASt-Studie zur Lebenssituation 
von LGBTIs in Wien. In: WASt (Hrsg.): WASt-Fachkonferenz. Queer in Wien: Stadt Wien Studie zur Lebenssituation von LGBTIs in Wien. Tagungsdokumentation, 13-17. Timmermanns, 
Stefan (2016): Vielfalt erwächst aus Freiheit. Zur theoretischen Verortung einer Sexualpädagogik der Vielfalt. In: Henningsen, Anja; Tuider, Elisabeth; Timmermanns, Stefan (Hrsg.): Sexu-
alpädagogik kontrovers. Weinheim und Basel: Beltz Juventa, 17-31.
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„alten“ TMSG dar und bedeutet letztlich einen massiven 
Eingriff in die Rechtssicherheit. 

Bisher wurde die Übernahme der tatsächlichen orts-
üblichen Wohnkosten (inkl. Betriebs- und Heizkosten) 
gesetzlich zugesichert. Zwar wurde im Vollzug die Erhe-
bung der Ortsüblichkeit bis heute nicht gesetzeskonform 
gelöst, dennoch bildete zumindest der Gesetzestext die 
Grundlage für eine bedarfsdeckende Absicherung der 
Wohn- und somit auch Lebenserhaltungskosten. Nun 
wird von der systematischen Trennung von Wohnkos-
ten und Lebensunterhalt abgegangen und die maximal 
zulässigen Wohnkosten per Verordnung gedeckelt – in 
einer Höhe, die weit unter den realen Mietpreisen am 
privaten Wohnungsmarkt liegen. Teilweise unterschrei-
ten die gedeckelten Wohnkosten sogar die Mietpreise 
von Stadt- und Gemeindewohnungen! Dadurch werden 
BezieherInnen von Mindestsicherung gezwungen, die 
nicht mehr übernommenen Mietkosten vom Mindestsatz 
zur Deckung des Lebensunterhaltes zu bezahlen. So wird 
„durch die Hintertür“, neben den bereits genannten, eine 
weitere existenzbedrohende Kürzung der Hilfe zur Siche-
rung des Lebensunterhaltes vorgenommen. Das gesetzlich 
vorgesehene Existenzminimum wird 
so systematisch unterschritten. 

Zur Verdeutlichung der Folgen dieser 
Regelung:

Eine Alleinerzieherin hat für sich und 
ihre 14-jährige Tochter vor einem hal-
ben Jahr in Imst (mit Unterstützung und Zustimmung der 
Vollzugsbehörde!) eine Zwei-Zimmer-Wohnung angemie-
tet. Zukünftig werden von den tatsächlichen Mietkosten 
von € 720,- jedoch nur mehr € 389,- (!) anerkannt. Das 
bedeutet, dass die Mutter zukünftig gerade noch 60% des 
Mindestsatzes zur Deckung des Lebensunterhaltes für sich 
und ihre Tochter zur Verfügung hat! 

Eine Familie in Wattens (Eltern, zwei Kinder) muss durch 
die neuen Obergrenzen bei den Wohnkosten fast € 500,- 
monatlich vom Lebensunterhalt für die Miete bezahlen. 
Das entspricht einer Kürzung von 60 %!

Da es in Tirol seit Jahren verabsäumt wird, leistbaren 
Wohnraum zu schaffen, werden die Kürzungen in der 
Übernahme von Wohnkosten durch die Mindestsicherung 
zu einer dramatischen Verschärfung der Wohnungsnot, 
Zunahme von Delogierungen und Wohnungslosigkeit 
führen! 

Die Festlegung durch eine jährliche Verordnung schafft 
darüber hinaus – unabhängig von den jeweils geltenden 
Obergrenzen – grundlegende Rechtsunsicherheit in einem 
Bereich, auf den Menschen unmittelbar existenziell ange-

wiesen sind. (Diese Form der Regelung widerspricht daher 
auch den Empfehlungen des Rechnungshofes im Bericht 
zur Bedarfsorientierten Mindestsicherung in Tirol und 
Vorarlberg 2014.)

ZUWEISUNG VON UNTERKÜNFTEN – „WOHNEN 
ALS SACHLEISTUNG“

Das TMSG-neu sieht die Möglichkeit der Zuweisung zu 
Wohnraum als Sachleistung vor. Diese Regelung wird als 
„Lösung“ der Wohnungsfrage dargestellt, de facto handelt 
es sich jedoch um eine Zwangsmaßnahme, die äußerst 
schwerwiegende Auswirkungen für die Betroffenen haben 
wird. 

Aufgrund des Mangels an „zuweisbaren“ Wohnungen, 
wird mittlerweile relativ offen kommuniziert, dass quasi 
ausschließlich in (ehemalige) AsylwerberInnenunter-
künfte der landeseigenen Flüchtlingsbetreuungs-GmbH 
zugewiesen werden soll. (Diese hat – wie der aktuellen 
medialen Berichterstattung zu entnehmen ist – scheinbar 
dringenden Bedarf nach Verwendung und Finanzierung 
der leerstehenden Heime.)

Die geplante Regelung kommt 
einer Residenzpflicht für Bezie-
herInnen der Mindestsicherung 
gleich, es droht eine verordnete 
Ghettoisierung in Notunterkünf-
ten. Den Betroffenen werden 
hierbei de facto keine rechtlichen 

Möglichkeiten eingeräumt, eine Zuweisung abzuleh-
nen oder dagegen wirksam Beschwerde einzulegen. Das 
Zuweisungsrecht steht somit im krassen Gegensatz zu 
den erklärten Zielen des Gesetzes – der Bekämpfung von 
Armut und Ausgrenzung bzw. der Förderung sozialer 
und kultureller Teilhabe. Die Integrationsmöglichkeiten 
von geflüchteten Menschen, die davon voraussichtlich 
am meisten betroffen sind, werden durch diese Regelung 
unterwandert: Der gesellschaftlichen Isolation im Flücht-
lingsheim folgt die Verlängerung dieses Zustandes im zu-
gewiesenen „Mindestsicherungsquartier“ – ohne jegliche 
gesetzliche Regelung über die maximal zulässige Dauer 
einer Zuweisung oder geltende (Wohn-) Standards.

Es wird deutlich, dass durch die geplanten Maßnahmen 
der Wohnungslosigkeit und dem Fehlen leistbaren Wohn-
raums nicht wirksam entgegengetreten wird. Durch die 
Maßnahme wird Wohnungsnot höchstens verschleiert 
und verwaltet. 

FAZIT

Der mit dieser Novelle vollzogene Kahlschlag des Min-
destsicherungsgesetzes fällt in eine Zeit, in der die Hetze 

„Es droht eine verordnete 
Ghettoisierung in 

Notunterkünften.“ 

gierung hochgehaltene gesellschaftliche Teilhabe wird mit 
den geplanten Kürzungen für Mindestsicherungsbeziehe-
rInnen jedenfalls zu einem unfinanzierbaren „Luxus“.

Das vorgeschobene Argument der zwingend notwendigen 
Einsparungen ist mit einem Blick auf die tatsächlichen 
Zahlen leicht zu entlarven: Nicht einmal 0,15% des Tiroler 
Landesbudgets (weniger als fünf Millionen Euro!) beträgt 
das erhoffte Einsparungspotential! Die Folgekosten der 
Gesetzesnovelle werden diesen Betrag um ein Vielfaches 
übersteigen. Ein Blick auf andere Ausgabeposten des Lan-
des macht die Relation noch deutlicher...

Nachfolgend kurz zusammengefasst einige der gravie-
rendsten Einschnitte und Kürzungen durch das TMSG-
neu:

KÜRZUNGEN BEI DEN MINDESTSÄTZEN, IM 
BEREICH DES LEBENSUNTERHALTES: 

Von der Kürzung des Lebensun-
terhaltes sind insbesondere folgen-
de Personen betroffen: 

Minderjährige Kinder
Familien mit mehr als zwei 
Kindern müssen künftig eine 
Reduktion des Lebensunterhal-
tes der Kinder verschmerzen, welche umso größer ist, je 
mehr Geschwister es gibt. Angesichts der Tatsache, dass 
die Mindestsätze schon jetzt nur zur Deckung des unmit-
telbaren Bedarfes reichen, sowie in Verbindung mit den 
massiven Kürzungen durch die Obergrenzen im Bereich 
der Wohnkosten (siehe unten), entzieht das TMSG-neu 
den betroffenen Familien und AlleinerzieherInnen die 
Existenzgrundlage und bringt die Zukunftsperspektiven 
der Kinder ernstlich in Gefahr. Dies steht dem deklarier-
ten Ziel des Gesetzes, Armut und sozialer Ausgrenzung 
nachhaltig entgegenzuwirken und folglich auch eine 
„Vererbung“ von Armut über Generationen zu vermeiden, 
diametral entgegen!

Nicht unerwähnt bleiben soll an dieser Stelle auch, dass 
gerade im scheinbar familienfreundlichen Land Tirol 
durch die neue Regelung vermittelt wird, dass nicht jedes 
Kind „gleich viel wert“ ist. Ab dem vierten Geschwister-
kind sinkt die Unterstützung zur Sicherung des Lebensun-
terhaltes bspw. auf 60%, ab dem siebten gar auf unter 50%!

ALLEINSTEHENDE UND ALLEINERZIEHENDE IN 
WOHNGEMEINSCHAFTEN

Gleichermaßen unnachvollziehbar ist die Kürzung der 
Mindestsätze für Personen in Wohngemeinschaften. Der 
Bedarf wird in solchen Haushaltskonstellationen gleich 

bemessen, wie bei Menschen, die in einer Lebensgemein-
schaft leben. Diese Regelung geht völlig an der Realität 
vorbei, zumal in WGs nur in sehr wenigen Ausnahmefäl-
len eine gemeinschaftliche Teilung von Einkommen und 
Ausgaben erfolgt. Alleinstehende, die in einer WG leben, 
erhalten somit monatlich um ca. € 160,- weniger zum 
Leben als Alleinstehende, die in einer (i.d.R. teureren) 
Garconniere leben. Das entspricht einer Kürzung von über 
25% des Mindestsatzes für den Lebensunterhalt – ohne 
jegliche sachliche Rechtfertigung!

Da darüber hinaus auch die Berechnung der Wohnkosten 
für WG-Zimmer im Gesetz und in der zugehörigen Ver-
ordnung nicht klar geregelt ist, kommen voraussichtlich 
noch weitere Kürzungen auf die betroffenen Menschen 
zu. Für die betroffenen Personen kann dies zusätzliche 
Kürzungen von über 40% bedeuten. Somit stehen Men-
schen, die in WGs leben zukünftig nur noch 35% der 
monatlichen Mittel zur Sicherung des Lebensunterhaltes 

zur Verfügung! 

SONDERZAHLUNGEN

Zuletzt ist noch die Streichung der 
Sonderzahlungen (kleine quartals-
mäßige Einmalzahlungen in der 
Höhe von € 76,-) für zahlreiche 
Personengruppen zu kritisieren, 

die völlig willkürlich erfolgt und die Lebensverhältnisse der 
Betroffenen zusätzlich verschlechtert. Ihrem Wesen nach 
entspricht die Sonderzahlung insbesondere dem im Gesetz 
verankerten Ziel, auch Menschen, die von Armut betroffen 
sind, eine kulturelle Teilhabe zu ermöglichen. Dies wird 
durch die dargelegte Verschärfung, ebenso wie durch zahl-
reiche weitere Kürzungen im TMSG-neu, unterminiert. 

Die Streichung betrifft u.A. auch Familien, da die Eltern 
keine Sonderzahlungen mehr erhalten, und Personen mit 
eigenem Einkommen (mit einigen wenigen Ausnahmen). 
Und das, obwohl Sonderzahlungen des Einkommens (wie 
etwa von Lohn oder Pension) bei der Berechnung der 
Mindestsicherung in voller Höhe eingerechnet werden.
Aus unserer langjährigen Arbeit mit Menschen in Notla-
gen wissen wir, dass die Mindestsicherung bisher gerade 
ausreichend war, um den Betroffenen eine Absicherung 
des Lebensunterhaltes zu bieten. Die Lebenserhaltungs-
kosten in Tirol steigen – die Kürzungen entbehren somit 
jeder sachlichen Grundlage und werden eine wirksame 
Armutsbekämpfung unmöglich machen. 

DECKELUNG DER WOHNKOSTEN PER VERORDNUNG 
– MASSIVE KÜRZUNGEN „DURCH DIE HINTERTÜRE“: 

Die im Gesetzesentwurf vorgesehene Regelung stellt 
jedenfalls einen deutlichen Rückschritt gegenüber dem 

„Die Kürzungen entbehren 
somit jeder sachlichen Grund-
lage und werden eine wirksa-

me Armutungsbekämpfung 
unmöglich machen.“ 
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Soziale ArbeitAktuelles aus Tirol

von Eva Fleischer

INTERSEKTIONALITÄT IN DER 
JUGENDARBEIT – WHAT?

„Intersektionalität“ – ist das wieder so ein Modewort, das 
zwar vielleicht in theoretischen Abhandlungen diskutie-
renswert ist, aber für die Praxis der Jugendarbeit keine 
Bedeutung hat? Was ist damit gemeint und warum könnte 
es sich lohnen, sich damit in der Jugendarbeit auseinan-
derzusetzen? Kurz gefasst bedeutet „Intersektionalität“, 
dass Unterscheidungen, die im gesellschaft lichen Leben zu 
Diskriminierung oder Privilegierung führen können wie 
Alter, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Hautfarbe, Bildung 
ineinander verwoben sind und in dieser Verschränkung 
wahrgenommen werden müssen. 

Dazu ein Beispiel: Wenn eine 15-jährige Jugendliche, als 
unbegleiteter minderjährige Flüchtling im Asylverfahren 
in einer Landgemeinde lebt, nur geringe Deutschkennt-
nisse hat, keinen Zugang zum örtlichen Jugendzentrum 
fi ndet, so kann nicht einfach entschieden werden, ob dies 
nun aufgrund ihrer Sprachkenntnisse geschieht oder auf-
grund der Tatsache, dass sie eine Frau ist oder aufgrund 
ihres Aufenthaltsstatus. Gleichzeitig kann aber sein, dass 

sie in ihrem Heimatland zu einer christlichen Minderheit 
gehörte und als Angehörige einer bürgerlichen Familie 
schon Zugang zu Bildung hatte, was ihr bei der Integration 
in der Schule sehr hilft . In diesem Beitrag werde ich den 
Begriff  und die theoretischen Annahmen dahinter erläu-
tern, um anschließend auf Umsetzungsmöglichkeiten in 
der Jugendarbeit einzugehen. 

ÜBER DISKRIMINIERUNG UND PRIVILEGIERUNG

Zunächst kurz dazu, wie Diskriminierungen entstehen 
können: Unterschiede (auch Diff erenzierungen genannt) 
zwischen Menschen werden bewertet und in eine Rang-
ordnung gebracht; diese Bewertung geschieht in einem 
Prozess der sozialen Konstruktion, indem z.B. zunächst 
Hautfarbe als Diff erenzmerkmal etabliert wird und dann 
die „weiße“ Hautfarbe als höherwertig eingeschätzt wird 
als die „schwarze“ Hautfarbe. Diese Diff erenzmerkmale 
(auch Diff erenzlinien) funktionieren als soziale Platzan-
weiser, aber auch als Identitätsstift er, die Einfl uss auf das 

und die „Sündenbockpolitik“ gegenüber Menschen, die 
von Armut betroff en sind, eine traurige Hochkonjunktur 
erfährt. Häufi g wird unterstellt, dass Menschen durch die 
Mindestsicherung dermaßen abgesichert seien, dass der 
„Arbeitsanreiz“ abhanden komme. Tatsache ist vielmehr, 
dass im bestehenden Wirtschaft ssystem ein ausreichen-
der Lebensunterhalt für zunehmend mehr Menschen 
weder durch Arbeitseinkommen, noch durch Versiche-
rungsleistungen zu erlangen ist. Beispielhaft  sei hier auf 
die Zahlen des AMS von 2016 verwiesen, wonach das 
Verhältnis zwischen Arbeitssuchenden und gemeldeten 
freien Stellen in Tirol durchschnittlich bei sechs zu eins 
lag. Arbeitslosigkeit und Existenzunsicherheit sind keine 
„Motivationsprobleme“, sondern strukturell bedingt! Aus 
diesen Gründen ist es notwendig, dass die Mindestsiche-
rung als sanktionsfreies Instrument der Existenzsicherung 
zur Verfügung steht, welches den Grundsätzen „präventive 
Hilfe, Hilfe zur Selbsthilfe und Hilfe zur Bedarfsdeckung“ 
gerecht wird. 

Die Novellierung des TMSG wurde häufi g durch das 
Scheitern einer 15a-Vereinbarung zwischen Bund und 
Ländern und die daraus resultierenden Gesetzesverschär-
fungen in anderen Bundesländern begründet. Natürlich 
wäre eine österreichweite Regelung der Mindestsicherung 
im Sinne einer wirksamen, solidarischen Armutsbekämp-
fung zu begrüßen. Das Scheitern einer solchen Regelung 
kann ein unhinterfragtes Einreihen des Landes Tirol in die 
österreichweite „Abwärtsspirale“ in der Existenzsicherung 
aber keinesfalls legitimieren. Überdies muss hervorge-
hoben werden, dass in den Bundesländern de facto sehr 
unterschiedliche Einkommen und Lebenserhaltungskos-

ten bestehen und Tirol (insbesondere aufgrund der hohen 
Wohnkosten) als Bundesland mit vergleichsweise niedri-
gen Reallöhnen gilt. 

Eine Mindestsicherung, die ihrem Auft rag als „letztes 
soziales Netz“ im Sinne einer wirksamen Armutsbekämp-
fung gerecht werden will, muss diesen Umständen Rech-
nung tragen und sich an der sozialen Realität der Betroff e-
nen orientieren. 

Die Kürzungen durch das TMSG-neu entziehen den be-
troff enen Kindern, Familien, AlleinerzieherInnen, Pensi-
onistInnen, Menschen mit gesundheitlichen Problemen 
oder Behinderungen, ArbeitnehmerInnen und Arbeits-
suchenden die Existenzgrundlage. Dies wird zahlreiche 
persönliche Notlagen und gesellschaft liche Folgen (und 
Folgekosten) mit sich bringen. 

Bei Leistungen der Mindestsicherung handelt es sich nicht 
um verzichtbare Luxusausgaben – die Politik hat Rahmen-
bedingungen zu schaff en, die der Bevölkerung Existenzsi-
cherheit bieten!

Dafür wird der SPAK auch weiterhin kämpfen – mit brei-
ter Unterstützung der, im erweiterten Begutachtungsver-
fahren, geschmiedeten Kooperationen!

Mag.a Maria Petersen für den SPAK
Für nähere Informationen siehe auch: 
www.dowas.org und 
www.mindestsicherungtirol.at AU

TO
RI
N▶

DIE OBDS ONLINE - JOBBÖRSE WORKBOOK FOR SOCIAL WORKERS

Auf der Homepage des IFSW kann nun das frei erhält-
liche PDF "Social Work Promoting Community and En-
vironmental Sustainability" heruntergeladen werden.
Direktlink: http://bit.ly/2uvW0dK

Nutzen Sie die Möglichkeit und stellen Sie Ihr Jobinserat 
kostenlos online auf www.sozialarbeit.at. Senden Sie uns 
hierzu unter dem Betreff  "Jobbörse" ein einfaches E-Mail 
an tirol@sozialarbeit.at.
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sicht auf intersektionale Fragestellungen differenzier-
tere Daten erhoben werden. So sollte es Standard sein, 
Ungleichheitskategorien wie Einkommenssituation 
oder körperliche Beeinträchtigungen bei Jugendstudi-
en ebenso einzubeziehen wie Geschlecht und Bildung. 

•	 Intersektionalität kann zur Reflexion der Theoriebil-
dung, Forschung und Praxis in den unterschiedlichen 
Bezugswissenschaften beitragen, wenn es z. B. um 
Erklärungsansätze im Zusammenhang mit Gewalt-
handlungen unter Jugendlichen geht. 

•	 Intersektionalität kann eine politische Orientierung 
zur Analyse von Handlungs- und Gestaltungskon-
zepten bieten. Hier stellen sich Fragen wie: Was kann 
differenzsensible Öffnung von Einrichtungen heißen, 
wer wird wie angesprochen? Welche Zugangshürden 
bestehen für unterschiedliche Gruppen? 

•	 Intersektionalität kann eine handlungswissenschaftli-
che Orientierung für die Entwicklung von Konzepten 
in der konkreten Jugendarbeit und in der Sozialpla-

nung bieten. Bei der Sozialplanung stellt sich z. B. 
die Herausforderung, Angehörige unterschiedlicher 
Gruppen in partizipative Sozialplanung miteinzube-
ziehen, ohne diese wiederum auf ihre Gruppenzuge-
hörigkeit festzuschreiben. 

Methoden zur konkreten Umsetzung in der Arbeit mit 
Jugendlichen finden sich auf der Website http://www.
intersektionelle-jugendarbeit.at/, hier sind unterschied-
liche Handlungsansätze mit den entsprechenden Metho-
den zusammengestellt, wie z. B. Biographiearbeit oder 
intersektionale Pädagogik, der Schwerpunkt liegt auf 
intersektionaler Gewaltprävention. Da eine wesentliche 
Voraussetzung der Arbeit auf der Basis des Intersektio-
nalitätsansatzes eine bewusste Haltung im Umgang mit 
eigener Diskriminierung und Privilegierung ist, sollte der 
Anwendung dieser Methoden aber die Reflexion der eige-
nen gesellschaftlichen Position und Haltung im Rahmen 
eines entsprechenden Trainings vorausgehen.

Weiterführende Literatur

Fleischer, Eva; Lorenz, Friederike (2012): Differenz(ierung)en, Macht und Diskriminierung in der Sozialen Arbeit? In: soziales_kapital wissen-
schaftliches journal österreichischer fachhochschul-studiengänge soziale arbeit (8). Online verfügbar unter http://soziales-kapital.at/index.php/
sozialeskapital/article/viewFile/245/386.pdf, zuletzt geprüft am 07.09.2015.

Riegel, Christine (2012): Intersektionalität in der Sozialen Arbeit. In: Birgit Bütow und Chantal Munsch (Hg.): Soziale Arbeit und Geschlecht. 
Herausforderungen jenseits von Universalisierung und Essentialisierung. Münster: Westfälisches Dampfboot (Forum Frauen- und Geschlechter-
forschung, 34), S. 40–60.

http://www.intersektionelle-jugendarbeit.at/

gesellschaftliche Leben haben. Diese bewerteten Unter-
schiede können Diskriminierungen oder Privilegierungen 
zur Folge haben.

Diskriminierungen können auf der zwischenmenschli-
chen Ebene stattfinden, z. B. durch abwertende Bemer-
kungen, aber auch auf der strukturellen Ebene z. B. durch 
die Art, wie Institutionen organisiert sind (Zwang zum 
Deutschsprechen in der Pause) oder durch Gesetze/ Ver-
ordnungen (unterschiedliche Tagsätze für Jugendliche in 
Einrichtungen der Jugendhilfe oder in Einrichtungen für 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge). Ebenso wichtig 
ist aber auch die Ebene der Diskurse in der Öffentlich-
keit, wenn z. B. in Medien Bilder von Personengruppen 
hergestellt werden (alle jugendlichen Migranten sind 
gewaltbereit). In Entsprechung dazu bedeuten Privilegien 
(die den Privilegierten meist unbewusst bleiben), dass 
die gesellschaftlichen Institutionen im Sinne des eigenen 
Kollektivs arbeiten, dass man sich der sozialen Norm zu-
gehörig fühlen kann und über einen bevorzugten Zugang 
zu Ressourcen verfügt.

KOMPLEXITÄT VERSTEHEN – STRASSENKREU-
ZUNG UND MARMORGUGELHUPF

Während Diskriminierung aufgrund eines Merkmales re-
lativ einfach festzustellen ist, ist die Realität wie im obigen 
Beispiel meist wesentlich komplexer. Ausgangspunkt für 
die Entstehung des Ansatzes in der feministischen Theorie 
waren Erfahrungen von schwarzen Frauen oder Frauen 
mit Behinderungen, die fanden, dass die Forderungen der 
Frauenbewegungen, die sich an der Lebenssituation von 
weißen Mittelschichtsfrauen orientierten, ihrer Lebensre-
alität nicht entsprachen. Aber auch die Rechtslage in den 
USA forderte ein „Entweder-Oder“: entweder bist du als 
Frau diskriminiert oder als schwarze Person. Die Situa-
tion, dass eine schwarze Frau z. B. in einer Firma diskri-
miniert wurde, wo weder weiße Frauen noch schwarze 
Männer diskriminiert wurden, war nicht vorgesehen. 

Kimberlé Crenshaw führte 1989 die Metapher der „inter-
section“ (angelehnt an das Bild einer Straßenkreuzung) 
ein. Gemeint ist damit, dass sich die individuelle gesell-
schaftliche Position (der spezifische Mix aus Privilegie-
rung und Diskriminierung) aus der Kreuzung mehrerer 
Differenzlinien bestimmt. Andere Metaphern um diesen 
Gedanken auszudrücken wären etwa ein Marmorgu-
gelhupf, bei dem die einzelnen Teigzutaten auch nicht 
separat gegessen werden können oder die überlagerten 
Gesteinsschichten im Grand Canyon. Lebenssituationen 
von Menschen können also nicht durch eine Differenz 
allein, wie z. B. Geschlecht oder Religion erklärt werden. 
Alle Menschen sind Objekt (andere ordnen mich zu: ich 
werde als Frau entsprechend vorherrschender Bilder von 
Weiblichkeit behandelt) und Subjekt (ich ordne mich 

selbst einer Gruppe zu, z. B. indem ich bewusst meine 
Religion wechsle) einer Reihe von Zuordnungen zu Grup-
pen. Die Hautfarbe einer Person mit multiplem ethni-
schen Hintergrund kann etwa je nach Kontext, als „weiß“ 
oder „schwarz“ wahrgenommen werden und diese kann 
sich auch selbst unterschiedlich identifizieren. So können 
Menschen Privilegien und Diskriminierung gleichzeitig 
erfahren, dies hängt von der jeweiligen Situation und dem 
jeweiligen Kontext ab.

Die Differenzlinien haben auch unterschiedlich starke 
Auswirkungen, ob sie z. B. auf den ersten Blick sichtbar 
sind oder nicht, z. B. Hautfarbe oder bestimmte religiöse 
Symbole (Kippa, Kopftuch), ob sie veränderbar sind  (Bil-
dungsabschluss, Staatsbürgerschaft), aber auch je nach der 
Bedeutung im jeweiligen Kontext (Einkommenssituation 
in einem System mit hohen oder geringen Studiengebüh-
ren, Homosexualität in Ländern mit unterschiedlicher 
Gesetzgebung). 

UND IN DER JUGENDARBEIT?

Umgelegt auf das Thema „Jugendarbeit“ heißt dies, dass 
die Situation von Jugendlichen in Abhängigkeit von 
Alter, Aufenthalts-/Herkunftsland, Einkommen, Bildung, 
Geschlecht, sexueller Orientierung, körperlicher Situation 
usw. sehr stark differieren kann. 

Zunächst bietet der Ansatz der Intersektionalität ein Inst-
rument, um die Situation der Jugendlichen, aber auch die 
der Professionellen und der Strukturen, in denen sie sich 
begegnen, zu analysieren. Wichtig ist dabei, die Festschrei-
bung auf fixe Identitäten zu vermeiden bzw. Differenzen 
nicht als naturgegebene Tatsachen hinzunehmen. Leslie 
McCall (2005) schlägt dazu drei Zugangsweisen vor. Sie 
unterscheidet erstens zwischen „inter-kategorialer Kom-
plexität“, die nach dem Zusammenhang von einer Basiska-
tegorie mit anderen Differenzkategorien fragt, also z.B. wie 
die Kategorie Geschlecht mit den Kategorien Klasse, Alter 
und Aufenthaltsstatus interagiert, um z. B. die Situation 
von Jugendlichen in der „Marokkanerszene“ zu verstehen. 
Zweitens richtet sie das Augenmerk auf die „intra-ka-
tegoriale Komplexität“: Hier wird nach Ungleichheiten 
innerhalb einer Kategorie gefragt, z.B. wie sich Mädchen 
untereinander unterscheiden. Drittens wird die Konstru-
iertheit der Kategorien im Rahmen der „anti-kategorialen 
Komplexität“ selber zum Thema, wie z.B. die Differenz 
„Behinderung“ oder „Ethnizität“ (im Alltagsgebrauch 
„Migrationshintergrund“) hergestellt wird. Was kann dies 
nun konkret für Fragestellungen im Bereich der Jugendar-
beit heißen?

•	 Intersektionalität kann genutzt werden, um soziale 
Verhältnisse macht- und ungleichheitskritisch zu un-
tersuchen. In der Datenerhebung könnten mit Rück-

www.gpa-djp.at/social

INTERESSENSGEMEINSCHAFT
für Menschen in Gesundheits- und Sozialberufen

» WIR SIND eine kompetente branchenübergreifende Interessens-
vertretung für im Sozial- und Gesundheitsbereiche tätige Menschen.

» WIR SETZEN UNS FÜR  faire und transparente Bezahlung in allen 
Bereichen und Verbesserungen von Rahmenbedingungen ein. Über-
dies treten wir für Arbeitszeitverkürzung und gegen die Ausbeutung 
der Beschäftigten im Sozial-und Gesundheitsbereich ein.

» DABEI SEIN MACHT STARK! ...Tragen Sie sich kostenlos in die In-
teressengemeinschaft (IG) Social ein und nutzen Sie alle Vorteile und 
Leistungen, auch wenn Sie Noch-Nicht-Mitglied der Gewerkschaft 
sind.

Weiter Informationen finden Sie unter 
www.gpa-djp.at/social oder interesse@gpa-djp.at.

Dieser Service ist für Sie kostenlos.
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vorgesehen – entweder in einer Kleingruppe aus Studie-
renden an der Hochschule oder direkt in der jeweiligen 
Einrichtung. Neben einer Anwesenheitsplicht während 
des praxisbegleitenden Seminars und der Supervisi-
on, wird durch einen Praktikumsbericht nach dem 
Informationspraktikum bzw. fünf Zwischenberichten 
während des Berufspraktikums, der Prüfungsmodus 
festgelegt. Des Weiteren wird der von den Praktikums-
stellen zu verfassende Endbericht als Leistungsnachweis 
herangezogen. Da die Praktika Teil eines Ausbildungs-
verhältnisses sind und laut BMASK die „Vermittlung 
von Kenntnissen und Fertigkeiten“ (Quelle: https://
www.sozialministerium.at/site/Arbeit_Behinderung/
Arbeitsrecht/besondere_ArbeitnehmerInnengruppen/
Praktikum/, 07/2017) im Vordergrund stehen, besteht 
keine gesetzliche Verpflichtung für die Praktikumsstel-
len, Entgelte für ihre Praktikant*innen zu entrichten. 
Im Gegenzug darf eigentlich keine Arbeitsleistung von 
Praktikant*innen eingefordert werden.

MEINE ERFAHRUNGEN

Die besagte Arbeitsleistung wird in der Praxis natürlich 
eingefordert – und wenn nicht von der Praktikumsstel-
le, dann von einem selbst. Die 
an sich schon hohen Anforde-
rungen, die an unsere Tätigkeit 
gestellt werden, entspringen wohl 
oft Vorstellungen von eigenen 
und erlernten ethischen Ver-
pflichtungen der Sozialarbeit ge-
genüber. Eine Zunahme an sozi-
alen Problemen bzw. derjenigen 
Menschen, die mit eben diesen 
konfrontiert sind, in einer immer globaler und sogleich 
individualistischer geführten und führenden Welt(-
ordnung) auf der einen Seite, und finanzielle Kürzun-
gen im Sozialbereich auf der anderen Seite, bewirken 
Einsparungen an personellen Ressourcen. Dies wiede-
rum erweckt den Anschein, noch mehr tun zu müssen. 
Und in eben dieser, meiner Meinung nach, verkehrten 
Logik bewegen sich natürlich auch wir Student*innen 
der Sozialen Arbeit – einerseits wollen wir natürlich 
Erfahrungen machen, uns einbringen und etwas lernen, 
andererseits muss uns natürlich bewusst sein, dass – un-
abhängig von der Praktikumsstelle und den dort ange-
stellten Sozialarbeiter*innen – auch unsere Fähigkeiten 
begrenzt und der aufkeimende Drang zur Veränderung 
sich immer wieder an den real vorherrschenden Ver-
hältnissen zu spießen beginnt. Doch dazu später.

Ich selbst habe beide meiner Praktika im Wohnungs-
losenbereich in Innsbruck absolviert. Obwohl ich vor 
Studienbeginn noch orientierungslos dahingehend war, 
in welchem Handlungsfeld ich mich wohl als künfti-

ge Sozialarbeiterin wiederfinden würde, hat sich be-
reits im ersten Semester – nicht zuletzt auch aufgrund 
der Lehrveranstaltung „Materielle Grundsicherung 
und Wohnungslosigkeit“ – herauskristallisiert, dass 
ich mein Infopraktikum im Übergangswohnhaus des 
Vereins „Dowas“ (Durchgangsort für Wohnungs- und 
Arbeitssuchende) machen wollte. Dort habe ich eine 
Praktikumsentschädigung von € 100,- erhalten. Parallel 
dazu war ich als Nachtdienstmitarbeiterin in der Win-
ternotschlafstelle des Roten Kreuzes geringfügig tätig. 
Zum ersten Mal habe ich die wahren Bedeutungen von 
Auftragsklärung, Konzepten, Leitbildern, Haltungen, 
etc. innerhalb von Einrichtungen verstehen gelernt, so-
wie was etwaige Unterschiede in der Präsentation nach 
außen und der Politik gegenüber ausmachen. 

War ich zu Beginn des 2. Semesters noch ziemlich unsi-
cher dahingehend, welche und vor allem wie ich eigene 
Meinungen und Positionierungen vertreten und ein-
bringen kann, so haben sich für mich einige Umstände 
ganz von selbst bzw. in intensiver Auseinandersetzung 
geklärt. Habe ich mich für das erste Praktikum noch 
bei einigen verschiedenen Stellen beworben, so wuss-
te ich bereits vor der Bewerbung beim „VfO“ (Verein 

für Obdachlose), dass ich mein 
Berufspraktikum genau dort 
im „BARWO“ (Beratungsstelle 
für Arbeits- und Wohnungssu-
chende) machen wollte. Der VfO 
hat mir die Teilnahme an der 
BAWO-Fachtagung in Salzburg 
durch die Übernahme der Kosten 
(ca. € 250,-) ermöglicht, was ich 
als alternative Form der Entloh-

nung betrachte. Eine monatliche Entschädigung habe 
ich nicht erhalten.

Als Chance während meiner Praktikumszeit habe ich 
von Anbeginn die mir bevorstehenden Erfahrungen 
mit der Klientel und die Zusammenarbeit im Team 
gesehen, sowie themen- und einrichtungsspezifische 
Einblicke zu bekommen. An dieser Stelle möchte ich 
auch betonen, dass ich bestimmt großes Glück mit den 
beiden Praktikumsstellen, seinen Mitarbeiter*innen 
und die mir als sehr angenehm erscheinende Organisa-
tionsstruktur hatte. Was sich für mich dann aber doch 
immer wieder als Herausforderung herausstellte, waren 
gewisse von Machtverhältnissen geprägte Strukturen, 
rechtliche Rahmenbedingungen und allgemeinübliche 
Vorgehensweisen, die sich als einschränkend auf die 
eigene Handlungsfähigkeit auswirkten. Dies betrifft 
meinen Erfahrungen zufolge weniger die vereinsin-
terne, als vielmehr die Vernetzungsarbeit mit und die 
Vermittlung an andere Systempartner*innen, Behör-
den, Ämter, Immobilienbüros u.v.m. Was definitiv eine 

„Die besagte Arbeitsleistung 
wird in der Praxis natürlich 

eingefordert - und wenn nicht 
von der Praktikumsstelle, 

dann von einem selbst.“ 
von Sophie Lindtner

EINBLICKE IN DIE PRAXIS FÜR 
STUDIERENDE DER SOZIALEN ARBEIT

Praktikum als Chance, Herausforderung oder Belastung?

Welche Assoziationen bringt die Aussicht auf ein Prakti-
kum vor Studienbeginn mit sich und inwieweit können 
Erwartungshaltungen erfüllt werden? In welchen Berei-
chen übernimmt die Ausbildungsstätte Verantwortung, 
wofür sind die jeweiligen Einrichtungen zuständig und 
welche Aufgaben können Praktikant*innen überneh-
men? Auf diese und etliche weitere Fragen versuche 
ich in den vorliegenden Ausführungen – basierend auf 
meinen eigenen Erfahrungen – genauer einzugehen.

HARD FACTS

Während des Bachelorstudiengangs „Soziale Arbeit“ am 
MCI sind zwei Praktika vorgesehen – ein 4-wöchiges 
Informationspraktikum à 140 Stunden im 2. Semester 
(2 ECTS) und ein 15-wöchiges Berufspraktikum à 525 
Stunden im 4. Semester (23 ECTS). Ganz allgemein ge-
sprochen, dienen die Praktika einer ersten Herstellung 
von Verknüpfungen theoretischer Inhalte mit eigenen 

praktischen Erfahrungen. Student*innen können ihre 
Praktika sowohl im In- als auch im Ausland absolvieren 
und werden während des gesamten Prozesses durch 
ein praxisbegleitendes Seminar (1 bzw. 4 ECTS) seitens 
ihrer Hochschule begleitet und unterstützt. Das Seminar 
dient außerdem der Formulierung eigener Ziele, der 
konsekutiven (Selbst-)Reflexion über Praktikumsinhal-
te und diverse Verhaltensweisen, und kann durch den 
Austausch mit anderen Studierenden emotional entlas-
tend wirken. 

Nach der Suche einer oder mehrerer geeigneter Prakti-
kumsstellen, erfolgt eine schriftliche und/ oder münd-
liche Bewerbung. Als fixiert gilt ein Praktikum dann, 
wenn die Praktikumsvereinbarung sowohl von dem*r 
künftigen Anleiter*in als auch dem*r Studierenden 
unterzeichnet und beim Studiengang zur Genehmigung 
eingereicht wurde. Während des Berufspraktikums ist 
außerdem die Teilnahme an einer Supervision (3 ECTS) 
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 Frau    Herr 
 

Familienname ...................................................... 

Vorname ................................................................. 

Sozialvers. Nr. Geburtsdatum 

Titel .......................................................................... 

Straße/Hausnr. ...................................................... 

PLZ/Wohnort .......................................................... 

Telefonisch erreichbar ..........................................  

eMail ...................................................................... 

Ihre Angaben werden streng vertraulich behandelt und unterliegen 
dem Datenschutz. 

Ich trage mich zusätzlich in folgende Interessen- 
gemeinschaft ein (max. 3 Eintragungen möglich): 
 work@professional  work@flex 

 work@social  work@it 
 work@external  work@education 
 work@migration  work@point-of-sale 

 
 Angestellte/r   Arbeiter/in 

 Werkvertrag  geringfügig beschäftigt 

 freier Dienstvertrag  Lehrling/…..Lehrjahr 
 

Die Beitragszahlung wünsche ich mittels: 

 Gehaltsabzug (im Betrieb) 

 SEPA Lastschrift-Mandat (Bankeinzug) 

IBAN BIC 
 

Gehaltshöhe in Brutto......................... 
Ich ermächtige die GPA-djp, Zahlungen von meinem Konto mittels SEPA-
Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von der GPA-
djp auf mein Konto gezogene SEPA-Lastschrift einzulösen. Ich kann innerhalb von 
8 Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belastenden 
Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten 
Bedingungen. Der monatliche Mitgliedsbeitrag beträgt 1 % des Bruttogehaltes. 
Der Grenzbeitrag wird jährlich evaluiert. Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich 
absetzbar. 

 

Beschäftigt bei: ................................................................. 
Adresse:  ......................................................................... 

GPA-djp-Beitrittsmonat/-jahr................... 
 

.......................................................... 
Ort/Datum/Unterschrift 

 
 

 
 
 

 Was kostet mich die Mitgliedschaft? 
Grundsätzlich beträgt der Mitgliedsbeitrag monatlich 1 % des Bruttogehaltes/Bruttolohnes oder der Bruttolehrlingsentschädigung. 
Beispiel: Wenn Sie EUR 2.000,-- brutto verdienen, beträgt Ihr Mitgliedsbeitrag monatlich EUR 20,00. Der Mitgliedsbeitrag ist in 
voller Höhe von der Lohnsteuer absetzbar. Dadurch ist der tatsächliche Mitgliedsbeitrag EUR 13.- (Lohnsteuerbestätigung wird 
zugesandt). 

 

 
 

 
Service-Hotline: 05 03 01-28113 
tirol@gpa-djp.at –  www.gpa-djp.at 
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Anmeldung bitte beim Betriebsrat abgeben oder schicken an: GPA-djp, Südtiroler Platz 14-16, 6020 Innsbruck 

 Angestellte/r  Arbeiter/in

2016 – DABEI SEIN  MACHT STARK! 
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Praktika

Belastung darstellte, war während des ersten Prakti-
kums das Nachgehen einer geringfügigen Beschäftigung 
parallel zum Praktikum. Wenn sich bereits während 
des Studiums eine 50-oder-mehr-Stunden-Woche als 
„normal“ oder eben notwendig herausstellt, so stellt 
sich früher oder später schon die Frage, ob das denn 
wirklich normal ist?

KRITISCHE BELEUCHTUNG

Selbst wenn man vom Verständnis eines Normalar-
beitsverhältnisses von 38 Wochenstunden nach § 4 
SWÖ-Kollektivvertrag ausgeht, so wird schnell deutlich, 
dass ein Angewiesen-Sein auf einen Nebenjob – natür-
lich auch während des Praktikums – eine Doppelbelas-
tung für Student*innen selbst darstellt und gleichzeitig 
die Zunahme atypischer Beschäft igungsverhältnisse 
bedeutet. Die vorgeschriebenen 35 Stunden in der Prak-
tikumsstelle sind bereits in vielen Fällen viel, betrachtet 
man das dem gegenüberstehende oft  geringere Stun-
denausmaß, mit dem die hauptamtli-
chen Sozialarbeiter*innen angestellt 
sind. Nun kann man an dieser Stelle 
aus pädagogischer Sichtweise argu-
mentieren, dass die 35 Stunden als 
Einblick bzw. Vorbereitung auf den 
(Vollzeit-)Arbeitsalltag dienen. Ein 
anderes Argument kann lauten, dass 
z.B. 30-Stunden-Anstellungen sowieso nicht erstrebens-
wert sind, weil so nur die Prekarisierung von Arbeits-
verhältnissen gefördert wird. Aber gibt es denn de facto 
noch viele 40-Stunden Sozialarbeitsstellen? Und wohin 
führen Überlegungen, setzt man eine 30-Stunden-Wo-
che nicht automatisch mit prekären Arbeitsverhältnis-
sen gleich, sondern mit der Verfolgung der Vorstellung 
einer gesünderen Work-Life-Balance – und zwar nicht 
nur für Sozialarbeiter*innen, sondern für alle – unter 
Bedachtnahme auf die Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns – oder im besten Fall eines bedingungslo-
sen Grundeinkommens? 

Nun gut, all dies betrifft   Arbeits-, scheinbar aber nicht 
Ausbildungsverhältnisse, die rechtlich gesehen nicht 
dem Schutz des Arbeitsrechts unterliegen. „Denn Stu-
dierende sind ja froh, wenn sie praxisnahe Einblicke 
bekommen“, ist eine vieler Erklärungen, die allesamt auf 
großes ehrenamtliches Engagement abzielen. Und die 
Antwort ist „ja, wir sind froh“, ABER dieser Umstand 
alleine ermöglicht es nicht, die Miete und Lebenshal-
tungskosten abzudecken, ganz zu schweigen von den 
anfallenden Studiengebühren. Auch im 4. Semester, in 
dem man sich nicht mehr als zweieinhalb Ganztage am 
MCI für das praxisbegleitende Seminar und die Super-
vision einfi ndet, sind die Studiengebühren von € 363,36 
zu entrichten.

Ich hatte die Möglichkeit zu entscheiden, während mei-
nes 15-wöchigen Praktikums parallel keiner Erwerbsar-
beit nachzugehen. Ich habe einen großen Unterschied 
zum ersten Praktikum gemerkt und kann im Nachhi-
nein gar nicht mehr wirklich nachvollziehen, wie die 
Nachtdiensttätigkeit zusätzlich zum Praktikum möglich 
war. Aber irgendwie geht es ja immer. Und genau dieses 
Argument gilt es zu hinterfragen, denn irgendwie geht 
es bestimmt immer – aber eben nur eine bestimmte Zeit 
lang. Und im Sinne präventiver Achtsamkeit gilt es nicht 
nur auf unsere Klient*innen, sondern in erster Linie auf 
uns selbst zu achten, um überhaupt erst für diese ver-
fügbar zu sein – sowohl fachlich, als auch menschlich.

Wir leben im Zeitalter des Kapitalismus und haben 
in Folge dessen auch mit all seinen Konsequenzen zu 
leben. Entscheidend dabei sind Strukturen, die von aus-
beuterischen Tendenzen geprägt sind und im Falle von 
Ausbildungsverhältnissen mit der österreichischen Ge-
setzgebung auch noch völlig konform gehen. Keinesfalls 

will ich die jeweiligen Einrichtungen 
für die Stellung von Praktikant*innen 
als oft mals Gratis- bzw. Billigarbeits-
kräft e verantwortlich machen, da 
diese ja selbst von Kürzungen und 
fi nanziellen Einsparungen durch ent-
sprechende politische Entscheidungen 
betroff en sind. Erst Ende vergangenen 

Jahres wurden wieder mit 17% Einsparungen im Sozial-
bereich in Tirol gedroht. Indirekt wendet sich dann der 
Ärger im ersten Moment gegen die Fachhochschule, von 
der aus Vorschrift en aufgestellt werden, die zu erfüllen 
sind, ohne sich den Bedingungen für einige Studieren-
de bewusst zu sein. Bezieht man nun aber auch noch 
den Faktor der Zeit und des Ortes mit ein und erfährt 
man, dass eine Entlohnung für Praktikant*innen im 
Sozialbereich noch nie üblich war in ganz Österreich, 
so nehmen die Besorgnisse einiger (scheinbar weniger) 
Student*innen ganz andere Dimensionen an und betref-
fen einen gesamten Sektor der heimischen politischen 
Landschaft . 

In welche Richtung der Appell an eine größere Wertig-
keitszuschreibung geht und damit an eine Ausfi nanzie-
rung, die menschenwürdige Arbeits- und Ausbildungs-
bedingungen – auch für Student*innen – schafft  , dürft e 
aus meinen Ausführungen klar und deutlich hervorge-
hen. Profi tieren würden viele von uns.

Sophie Lindtner
Bachelorstudiengang: Soziale Arbeit, 4. 
Semester; Informationspraktikum: Über-
gangswohnhaus, Dowas; Berufsprakti-
kum: BARWO, Verein für Obdachlose
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„Aber irgendwie geht 
es ja immer...aber eben 

nur eine bestimmte 
Zeit lang.“ 
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